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7'1. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 1. März 1950 

Beginn der Sit:z:ung: 16.17 Uhr. 

Präsident: 

Meine Damen ·und Herren! 

Die '17. Sitzung des Landtags Rheinland-Pfalz ist er
öffnet. Beisitzer zur heutigen Sltrz·ung sind die Ab-ge
ordneten Gänger und Selzier. · Die Rednerlist.e fi:1hrt 
der Abgeordnete Gänger. Entschuldigt für -die heutige 
Sitzung sind dnfol,ge Krankheit oder aus dienstlichen 
Gründen die Aibgeordneten Doerner, Pieper, Roth, 
Schmidt, Völker. Dörr, Trapp, Dr. Ga!lltenberg, Dr. 
Bl!i:roth, Dr. Li.chtenberger, Dr. Weiß, Wetzel, Gries-
beck, FeHer u.nrl auch .der KoHege Rö!hle befindet sich 
rur ·Zeit noch im Kranken!haus. 

Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete Vize
präsident Tobias Weber hat mir mitgeteilt, daß er 
infolge einer lang.andauernden Erkrankung nicht mehr 
in der Lage :ist, sein Ahgeor.dneten.mandat a,usziuooen. 
Er hat desha1b sein Manodat niedergelegt. Ich habe ihm 
für seine geleistete Arbeit im Parlament gedankt und 
für seine Gesundheit die ,b~ten Wün&che übermittelt 
(Bravorufe). An seine Stelle ist H€rr tDr. Friedrich Graß 
eingetreten. Herr Dr. Friedricll Graß ist hier an,westmd. 
Ich ,begrüß,e ihn als Abgeordneten und hoffe auf eine 
gute ZUsammenarbeit (Bravorufe). 

Meine Damen und Herren! Die Ihnen vorgelegte 
Tagesordnung wurde in der Siwung des Ältestenrates 
heute morgen aufgestellt. Erhebt sich gegen diese Ta
gesordnung Widerspruch? {Abg. Dr. Christotfel: Ich 
bitte ums Wort!) Das Wort hat der Abgeordnete Dr. 
Christoffel von der CDU. 

Ab g. Dr. Dr. Christo ff e 1 : 

Meine Damen ,und Herren! ,Die Fraktion der CDU 
beantragt, den Flunkt 24 del' Tagesordnung „Bericht
erstattung des Kulturpolitischen Ausschusses zur 
Drucksach€ 1V1072/1204/1234 - Antr,a,g der Fraktion der 
KPD betr. Verbot ge-werbsmäßiger Glücksspiele aib2'JU
setzen unter folgender Beigründt.ID..~: 

Über diese Frage ist ,bereits in der Plenarsiwung 
VOIIU 6. Oktober des vorigen Jahres ,gesprochen worden, 
und der damals gefaßte Beschluß deckt sich inhaltlich 
völlig mit der Urnen in der Drucksache vorliegenden 
Entschließung des Kulturpolibischen Ausschusses, nä:in
lich a} Verbot gewerosmäßiger Glücksspiele aus mora
lischen -Gründen ,und b) die Beauftragung der Landes
regierung, beim Bund ein ,generelles Verbot auf Bun
desebene für gewerbsmäßige Glück·sspiele her,beizu
fülhren. 

Präsident: 

kh lasse gleich darüber abstimmen. Das Wort zur 
Geschäftsordnung hat zunächst der Albgeordnete Jun
glas von der CDU. 

Ab g. J u n g 1 a s : 

Ich 'beantrage-, den Punkt 7 der Tagesordnung heute 
nur in zweiter Lesung durchzuführen, den betreffen
den Antrag dem Sozialpolitischen Ausschuß zuzuleiten 
und morgen die dritte Lesung vorzunehmen. 

Präsident: 

Das Wort hat <ler Abgeordnete Dr. Nowack von der 
FDP. 

Abg. Dr. Nowack: 

Wir widersprechen der dritten Lesung der Punkte 3, 
4 und 7. 

Präsident: 

Sie widersprechen den Punkten 3, 4 und 7. Punkt 7 
ist ja insofern überholt durch den Antrag <les Abge
ordneten Jun.glas. (Ab,g. Dr. Zimmer: Zur Geschäfts
ordnung!) 

Zur GeschäftsoJ:dnung der Aibgeordnete Dr. Zimmer 
von der CDU. 

Abg. Dr. Zimmer: 
,• 

Ich möchte k largestellt wissen, daß dieser Wider
SJ;)ru~ si~ nu~ _ auf die .Beratung der dritten Lesung 
am heutigen Tage bezieht, nicht etwa auch morgen. 
(Abg. Dr. Nowack: Es ist e in Widerspruch nach der 
Geschäftsordnung.) Ich bitLe festzustellen, ob die Aus
legung der Geschäftsordn1ung in dem Sinne stattfindet, 
daß nur heute die dritte Beratung nicht stattfinden 
kann. Es könnte sein, daß die FDP so liebenswürdig 
ist und die Überschrift der Tagesordnung so auslegt, 
daß mit diem heutigen Widerspruch auch eia:Je dl'li.tte 
Lesung morgen unmöglich gemacht würde. Wenn die 
FDP a,ber eine andere Auffassun-g teilt, dann betrachte 
ich das genügend klargestellt. 

Pl'äsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nowack von der 
FDP. 

A b g, D r , NO W a C k : 

Nach der Geschäftsordnrung, und soviel ich wei!ß. ist 
die dritte Lesung erst möglich nach zwei Tagen, wenn 
ein Widerspruch eingelegt worden ist. Wir legen Wert 
darauf, daß diese ·Frist eingehalten wird nach der 
~chättsoronung, 

Zu Punikt 7 der Tagesoi·dn·ung ist eine sehr umiang
reiche Vorlage in Aussicht gestellt worden, deren ein
zelne Bestimmungen wir noch gar nicht kennen. 

Zu Punkt 3 rund 4 der Tagesol.'dnung sind die stritti
gen Punkte bekannt aus den Verihanc!ungen zwischen 
Sozialpolitischem und Hauptausschuß. (Aibg. Jahn: Jetzt 
gekläTt!) 

Präsident: 

Herr Dr. Nowack! Ich vermute, daß Sie nicht über 
die j€tzt stattgefundene Sitzung des Hauptausschusses 
ol'ien.~t sind. Die Mißver,ständnisse sind a,u.tlgeklärt 
wonden. Ich würde Sie doch bitten, dairam zu ver
zichten. Ich glaube, wir könnten dem ohne weiteres 
:z;ustimmen, ,wenn heute die zweite und morgen die 
dritte Lesung erfolgen würde. Wären Sie damit ein
verstanden? 

A b g, D r. NO W a C k : 

barüber können wir uns morgen früh unterhalten. 

Präsident: 

Nein, wir müssen die Tagesordnung heute annehmen. 

Ab g, D r. N o w a c k : 

Ich muß meinen Einspruch vorläufig aufrechterhal
ten. 
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Präsident: 

Sie halten also Ihren ELnspruch weiter aufrecht? 

Weitere Wortmeldungen rur Tagesordnung Uegen 
n!cht v,or. Ich lasse 2'JOOächst abstimmen üren d€n An
frag des Abg.eordnefon Dr. Dr. Chruto!fel: ,,Absetzung 
des Punktes 24 der Tagesordnung". Wer d€m Antrag 
ZU1Sllmmen will, ·den bitte ich, .die ·rechte Hand zu er
heben. Das ist die überwiegende Mehrheit. 

Zu Punkt 7 der Tagesordnung neckt sich der Antrag 
des Aibgeordneten Junglas mit dem des Abgeordneten 
Dr. Nowack, daß morgen die dritte Beratung statt
finden soll, heute nur die zweite Beratung. (Ab,g. Dr. 
Nowack: Nein, auch die Geschäftsordnungsfrist einzu
halten!) 

Präsident: 

Das Wort hat der Aibgeordnete Dr. Zimmer von der 
CDU. 

Ab g. Dr. Zimmer ; 

Falls die FDP Lhren Widerspruch aufrechtel'hält, 
milssen rwir jetzt schon die Möglichkeit ankündigen, 
nötf.genfalls den Landtag übermorgen zur Erledigung 
der Gesetzesvorlage zusammentreten zu lassen. 

Präsident: 
Das Wort hat der A,bgeordnete Dr. Nowack von der 

FDP. 

Ab .g. Dr. No w a c k: 

kh darf dazu folgendes sagen: Das ist an sich be
d;:uerlich. Wenn wir aber jetzt, wo w:ir darüber spre
chen wollen, noch nicht im Besitz der Vorlage sind, 
so ist das nicht unser Ver-schulden. Wir können über 
eine solch umfangreiche Vorlage - wir haben sie eben 
von einer Fraktion dankenswerterweise in Stichworten 
mitgeteilt bekommen - keine endgültige Stellungnahme 
beziehen und uns zur dritten Lesung .nicht bereit
erklären, bevor wir die Vorlage übei'haupt zu Gesicht 
bekommen haben. Ich habe gehört, daß heute abend 
sich der SozialpoUUsche Ausschuß mit' dieser- Frage 
noch befassen wird. Von den Beratungen des Sozial
politischen Ausschusses wird es abhängen, ob ich mor
gen meinen Widerspruch aufrechterhalten muß oder 
n[chl. 

Pr.äside_nt : 
Herr Dr. Nowack, darf ich fragen, wie Sie zu den 

Punkten 3 und 4 stehen? Denn da kann man wohl 
nicht sagen, daß die Vorlage oder die Änderungs
anträge nicht rechtzeitig zugestellt worden seien. Hal
ten Sie den Einspruch gegen 3 und 4 aufrecht? (Abg. 
Dr. Nowack: Ja, das ha-be ich ,gesagt!) Das ist bei 3 
und 4 nicht der Fall, daß Sie die Unterlagen nicht be
kommen haben. 

Das Wort hat der A.bgeordnete Hertel von der sro. 

A b g. H e r t e I : 
Meine Damen und' Herren! Ich gestatte mir, die FDP 

darauf hinzuweisen, daß die Begründung für die Hin
ausschiebung der dritten Beratung bei den Punkten 
3 und 4 vielleicht, aber keineswegs für den Punkt 7 
Geltung haben kann. Auch Ihre Fraktion und Ihre 
Vertreter in den Aiusschüssen ,sind seit Wochen über 
diese -Ihrem Charakter nach sehr dringliche Angelegen
heit unterrichtet. Das Haus hat sich vor einiger Zeit 
einmütig au! den Standpunkt gestellt, daß der Not 
der Jungärzte gesteuert werden muß. Die hier zu tref-

fende Entscheidung ist dazu geeignet, eine Milderung 
in den Verhältnissen herbeizuführen. Wenn jetzt durch 
Ihr Verschulden die dritte Beratung hinausgeschoben 
wird, dann tragen Sie einen erheblichen Teil Verant
wortung für das Fortbc-stehen der Not unt ~r den Jung
ärzten. 

Präsident: 

Ich glaube, daß wir d ie Debatte abschließen können. 
Wir sind uns darüber einig, daß wir zunächst die zweite 
Beratung durchführen und ,gege.>benenfalls morgen früh 
über die Angelegenheit sprechen, ob die dritte Bera
tung durchgeführt werden kann. 

Abg. Dr. Nowack; 

Ich möchte dem Kollegen Hertel erwidern: Wir kön
nen jetzt nicht in die sachliche Beratung der Punkte 
eintreten, wie es von Ihrer Seite aus schon gemacht 
worden ·ist. Es kommt nicht darauf an, daß wir uns 
jetzt gegenseitig beschuldigen, sondem wir haben 
unsere gewichtigen Gründe, um die dritte Beratung 
noch einmal zurückzustellen. 

Präsident: 

Es ist so beschlossen, daß ,heute die zweite Beratung 
in den strittigen Punkten stattfindet •und daß morgen 
früh zunächst darüber verhandelt wird, ob die dritte 
Beratung durchgeführt werden kann. -Das Haus ist 
sonst mit der vorgelegten Tagesoronung einverstanden. 

Meine Damen und Herren! Ich würde es als eine' 
Unterlassung ·betrachten, wenn ich heule vor Beginn 
dieser Plenarsitzun,g nicht des Mannes gedächte, der 
,gestern vor 25 Jahren für immer von uns gegangen ist: 
Reichspräsident Friedril:h Ebert. 

Nach dem Zusammenbruch des ersten Weltkrieges 
wurde er, der Handwerker, der Mann des einfachen 
Volkes, an die Spitze unseres Volkes gestellt. Wenn 
man diesem Mann zunächst m it Mißtrauen begegnete, 
so stellte es sich sehr bald heraus, daß er über hohe 
staatsmännische Qualitäten verfügte. Trotz alledem 
wurde er von den Gegnern der Demokratie mit den 
übelsten Verleumdungen bekämpft. Sein Bild wurde 
insbesondere in der hinter uns liegenden Epoche ver
zerrt, und jeder ehrliche Demokrat wird es als seine 
Pflicht betrachten, das Bild des Mannes so zu zeichnen, 
wie er wirklich gelebt und gearbeitet hat. 

Als er im Jahre 1925 in seiner Heimatstadt noch ver
hältnismäßig jung an Jahren starb, da wurde d ieser 
Tod bereits von allen \Einsichtigen als ein großes Un
glück für unser Volk: bezeichnet. Viel später haben wir 
am eigenen Leibe erfahren müssen, daß der Tod die
&00 Mannes für uns Deutsche ein nationales Un~~ück w.ar. 
Er hat es ~rstand.on, durch sein~ Klugheit, ins~"Ondere 
aber auch durch seine Vaterlandsliebe, Deutschland 
nach dem ersten Weltkrieg vor einem Chaos tu be
wahren. Er war der Mann, der aus der Sozialdemo
kratischen Partei hervorgegangen war, der es aber vel'
stand, nachdem er zum ersten Repräsentanten seines 
Volkes gewählt wurde, über den Parteien zu stehen. 
Sein Leben, sein Arbeiten ist für unsere junge Demo
kratie Vorbild und Verpflichtung. 

Wir gedenken in Ehrfurcht dieses großen Deutschen 
und versprechen ihm, das, was er für Deutschland und 
die Demokratie getan hat, nachzuahmen. Das wird der 
schönste Dank sein, den wir diesem großen Mannt> 
auch über das Grab hinaus abstatten können. Sie haben 
sich von Ihren Sitzen erhoben. Ich danke Ihnen. 
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Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. Wir 
korrlJrnm zum Punkt 1 der Tagesordnung: Wahl eines 
2. Vh:eprisldenten. 

Ich habe Ihnen eben mitgeteilt, daß der 2. Vizeprä
sident, der Abgeordnete Tobias Weber, sein Amt in
folge Krankheit nieder.gelegt hat. Wiir milsSen heute 
d~halb zurNeuwahil dieses 2. Vizepräsidenten schreiten. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zimmer von der 
CDU. 

Ab g. D r. Z i mm e r: 

Die Fraktion der Christ.lieh Demokratischen Union 
schlägt dem Hohen Hause als Nad1.folger des Abgeord
neten Weber als 2. Vizepräsidenten den Kollegen At
geordneten Zieg,ler vor. 

Präsident: 

Weitere Wortmeldungen erfolgen nicht. Ich lasse 
über den Vorschlag abstimmen. Wer dem Vorschlag 
des Abgeordneten Dr. Zimmer se1ne Zustimmung geben 
will, den bitte ich um Erhebung der rechten Hand. -
Die Gegenprobe! - Gegen 5 Stimmen der Kommunisti
schen Partei angenommen. (.Beifall bei der CDU). 

Ich frage den .Abgeordneten Ziegler, oo er bereit ist, 
die Wahl anzunehmj:>n, 

Ab g, Z i e g 1 e r: 
Ich gebe aie Erklärung ab, daß ich bereit bin, die 

Wahil anzunehmen. Im übrigen danke ich dem Hoben 
Hause für das mir geschenkte Vertrauen. (Bravo-Rufe). 

Präsident: 

Ich ,beglückwünsche den Ahgeordneten Ziegler zu der 
Wahl und hoffe, daß er im Präsidium gut mit uns zu
sanunena!"beiten wird. (Bravo-Rufe). 

Wir kommen zum Punkt 2 der Tagesordnung: Erste 
Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung des Ar
tikels 80 Abs. l der Verfassung ~ Drucksache II/1395, 
dazu steht zur Debatte der Antrag der Fraktion der" 
FDP betr. Vorlage eines Wahlgesetzes zum Landtag. 
- Drucksache 11/1396. -

,Das Wort hat zunächst die Landesregierung. (Mini
ster Dr. Süsterhenn: Wir 'haben keinen Antrag . ge
stellt). Wird zur J3egründung das Wort gewünscht? 

Der Abgeordnete Dr. Zimmer von der CDU hat das 
Wort. 

Abg. Dr. Zimmer: 

Meine verehrten ·Damen und Herrenl Die Fraktion 
der CDU hat Ihnen im Antrag II/1395 als .Änd,~ 
der Verfas&un,g des Landes Rheinland-Pfalz in Arti
kel 80 Abs. 1 vorgeschlagen, die .Worte „nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl" zu streichen. Die Le
gislaturperiode des Landtages begann im Mai 1947 
und wird - wenn sie planmäßig endet - 1951 ihr Ende 
finden. Es ist also notwendig, daß, da im Augenblick 
ein Wahlgesetz nicht besteht, ein solches geschaffen 
wird. Die Schaffung dieses Gesetzes wird in jedem Fall 
eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen, da die Erfah
rungen der letzten Jahre sor~fältig unter Abwägung 
aller Gesichtspunkte verwertet ,werden müssen. Es 
handelt sich hier letzten Endes darum, daß die neu
werdende, noch längst nicht neuformierte demokra
tische Gestaltung des deutschen Lebens im Lande 
Rheinland-Pfalz durch ein entsprechendes Wahlrecht 
untermauert wird. 

! 

Wir wissen, daß die Meinungen über das jeweils 
beste _ Wahlsys.tt?Ir1 sehl." geteilt sind. Vielfach ge'hen 
die Mein'Ungen durch die Parteien noch auseinander, 
aber . aNen Parteien sollte .gemeinsam sein der Ge
sichtspun:k( <lä!f nicht das Parteiwohl im Vordergrund 
stehen darf, sondern das Volkswohl und damit der 
Bestand det· Demokratie. 

Man hat behauptet, daß ~s in den Jahren vor 1933 
durch die Eigenart des damaligen deutschen Wahl
recht.s und die damit begünstigte Entwicklung zahl
reicher Splitterparteien dem Nationalsozialismus mög
lich 'gewesen ist, an die Macht Z'U kommen; seföstver
ständlic:'h haben andere Faktoren dabei entscheidend 
mitgewirkt .. 

Die CDU schlägt Ihnen heute noch in keiner Weise 
ein fe.&tes System vor, sie möchte aber die Schranken, 
die der Artikel 80 der Verfassung aufgerichtet hat, zu
nächst einmal beseitigt wissen. damit sowohl die Aus
schüsse als auch d.ie Landesregierung in der Gestal
tung des Wahlrechts freie Hand bekommen. Die jetzige 
Bestimmung scheint uns vor allem die Enufaltunig der 
eigenwüchsigen politischen Persönlichkeit zu hemmen. 
wenn .nicht ,gar ihr im Wege zu stehen. 

Wir wünschen, daß das kommende Wahlrecht die 
Entfall;,ung der freien politischen Persönlichkeit stärker 
ermöglicht, als es vielleicht bisher der Fall war. Datei 
spielt die unmittelbare Beziehung des Abgeordneten 
zur B~ölk~rung .und zu den besonderen Problemen 
seines Wahlkreises elne besondere Rolle. Wir hoffen, 
daß dfo anderen Fraktionen mit uns darin übereinstim
men, daß elnmal die Möglichkeit geschaffen wird, ein 
Wahlrecht frei zu diskutieren. Deshalb beantragen wir 
zunächst, nach Abschluß der Debatte UberweiS"Ung un
seres · Antrages· an den Ausschuß, wobei wir den 
Wunscll hätten, daß die von der Regierung bereits -
wie wir erfahren - in Arbeit befindlichen Entwül'fe 
oder bereits fertiggestellten Referentenentwürfe dem 
Ausschuß als Material zugeleitet werden. 

Wir betrachten es als ,besondere Aufgabe des Par
laments, in dieser"Frage die politische Initiative zu er
greifen und auch die politische Richtung zu entwickeln. 
Wir behalten ·uns vor, dann in den Beratungen des 
Ausschusses selbst einen Entwur,f zur freien Diskussion 
vorzulegen; der sowohl der Wiedergabe der politischen 
Kräfteverhältnisse im Lande einerseits, aber auch der 
stärkeren Entfaltungsmöglichkeit der politischen Per
sönlichkeit andererseits Rechnung trägt. Wir bitten, 
unserem Antrag zuzustimmen. 

1 
P r ä s i de n t: 

· Mein~ Dainen und Herren! Nach der Begründ'tmg ist 
! dle Aussprache eröffnet. Der Ältestenrat schlägt Ihnen 

j 

vor, da es sich hier um die erste Beratung handelt, die 
Redezeit auf 5 Minuten :z;u beschränken. Erhebt sich 
Widerspruch dagegen? 

A bg. rh. Nowack: 

Herr Präsident, vielleicht ha,ben Sie übersehen, daß 
ich noch ein paar Worte z:ur Segründung sagen wollte. 

Prästdent: 

Der Abg'eordnete Dr. Nowack von der FDP hat das 
Wor t zur Begründung. 

Abg. Dr. Nowack: 

,
1
. , Meine Damen und Herren! Wir haben hier zwei An-

träge vorliegen. Der Antrag der CDU ist eben be
gründet worden. Wir haben unsererseits einen Antrag 
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eingebracht in der Dr.ucklsache II/1396, der die Landes
regierung ersuchen soll, bis zum 31. März 1950 dem 
Landtag den Entwurf eines Wahlgesetzes zum Land
tag vorzulegen. Die Frist, die dem Landtag noch ge
setzt ist, ist bestenfalls noch irn.it einem Jahr begrenzt; 
sie kann aber auch vorzeitiger zu Ende gehen. Wir 
kämen in eine sehr schwierige Situation, wenn wir 
nicht in absehbarer Zeit ein Wahlgesetz zum Landtag 
fertiggestellt hätten. Wollten wir jetzt den Weg, den 
die ODU mit ihrem Antrag vorgescltlagen hat, ein
schlagen, dann würden wir eigentlich die Regierung 
daran hemmen, dem Landtag möglichst bald einen 
Entwurf für ein Landtagswahlgesetz vorzulegen; denn 
die Regierung müßte sich dann wahrscheinlich ab
wartend verhalten, ibis sich der z,uständige Ausschuß 
dieses Ha'USes über den Antrag der CDU in irgend 
einer Welse geeinigt oder die Fragen entschieden hätte. 

Wir schlagen daher vor, den Antrag der CDU ab2:u
lehnen und unseren Antrag nicht einem Aus.schuß zu 
überweisen, sondern sofort in der heutigen Sitzung 
anzunehmen. Darf ich vielleicht gleich als Redner 
meiner Fraktion noch einige Ausführungen an die 
reine Begründung des Antrages anschließen? 

Der Kollege Dr. Zimmer hat eben gesagt, daß nicht 
das Parteiwohl, sondern das Volkswohl ausschlag
gebend sein sollte. Ich nehme an, Herr Kollege Dr. 
Zimmer, Sie ha·ben dabei nicht nur an Ihre Partei ge
dacht, sondern a·uch allen anderen Parteien unterstellt, 
daß sie hier gleichfalls an das Volkswohl und ni<:ht an 
das Parteiwohl denken. 

Nun die Frage des Wahlrechtes. Das ist ein schwie
riges Kapitel. Wir haben, oder wenigstens eine Reihe 
von lhnen, die sehr interessante Denkscllriift des Stati
stischen Landesamtes bekommen über das Wahlrecht, 
wo nach den verschiedensten Methoden das Wahlrecht 
aufgegliedert ist und man sieht, was man alles mit 
einem Waihlrecht erreichen und machen kann. Bei uns 
ist nun die Diskussion um das Mcllx,heitswahlrecht 
oder das Verhältniswahlrecht entbrannt und läuft so 
belnahe Gefahr, daß entsprechend unserer deutschen 
Neigung, uns immer gleich zu einem Dogma zu be
kennen, wir uns nun eisern auf die eine oder andere 
Seite schlagen. Wir haben in England, dem Vort.ild 
aller Demokratien, das Mehrheitswahlrecht. Aber ich 
glaube, so ideal, wie es uns immer geschildert wird, 
ist dieses Mehrheitswahlrecht garnicht. (Zuruf Abge
ordneter Herte.l: Wenn Herr Churchill gewonnen hätte, 
wäre es Ideal! - Heiterkeit! -) Nein, Herr Kollege 
Hertel, dann wäre es auch nicht ideal, dann hätte 
vielleicht eine gerechtere Verteilung der Mandate statt
gefunden. (Heiterkeit!) Aber das hätte keinen Einfluß 
auf die Charakterisierung des Wahlrechts als solches. 
Das engllsche Wahlrecht ·hat z. B. jetzt dazu geführt, 
daß eine Partei, die eine Mlnderoheit der Stimmen be
kommen hat, die Mehrheit der Mandate erhält und 
damit die Regierung stellt. Wir haben das übrigens 
nicht nur in Eng-land mit der Labour-Regierung, son
dern w!r 'haben isenau dasselbe Beispiel in der Süd
afrikan!schen Union mit dem vollkommen rechtsgerich
teten Herrn Malan, der ja einer der Kronzeugen des 
HetTn Goebbels und seiner Propaganda fürs Ausland 
immer gewesen ist. Der hat auch nicht die Mehrheit 
der Stimmen, aber er hat die Mehrheit der Mandate 
bekommen auf Grund eines Mehrheitswahlrechts, ge
nau des gleichen Mehrheitswahlrechtes, das auch in 
England gilt. kh gl,aube, so ideal ist dieses Mehrheits
wahlrecht nicht. Es verhindert diei,es Mehrheitswahl-

' recht auch nicht, daß Nullen in die Parlamente kom
mon odc-r sogar Abentourer. Ich erinnere Sie an den 
berilhmten Herrn Trebisch-Lincolm. Ich weiß nicht, 

ob bei Nennung dteses Namens bei Ihnen nicht der 
Name des Herrn Kapp auftaucht. Als Herr Kapp da
mals seinen Spaziergang am Brandenburger Tor machte 
und in die Reichskanzlei ging, war er begleitet von 
einem Herrn namens Trebisch-Lincolm. Trebisch~Lin
coLm war ein Mann 2iweifelhafter Herkunft aus Un
garn, war als konservativer Abgeordneter ins Unter
haus ,gewählt worden, dann dort nach 2 Jahren an die 
Luft -gesetzt worden, weil man festgestellt hatte, daß 
er früher Gefängnis- und andere Strafen auf sich ge
laden hatte. Trotz des Ml..-hrheitswahlrechts war die
ser ausgesprochene Hochstapler in das englische Un
terhaus gewählt worden. Also es ist auch dieses Mehr
heitswahlrecht keine absolute Sicherung dafür, daß 
nun mehr geistige Qualitäten oder Potenzen in das 
Parlament ein.ziehen, oder daß nun zweifelhafte Exi
stenzen von ihm ferngehalten werden. Was das reine 
Verhältniswahlrecht betrifft, so haben wir damit ja 
tn der Weimarer Zeit keine guten Erfah!'Ungen ge
macht. Wir haben für den Bundestag, ich möchte ein
mal sagen, eine Kombination für die beiden Wahl
rechte geschaffen und uns erscheint diese Kombi
nation als eine sehr gute Grundlage für die Bespre
ch·ung bei der Ausgestaltung unseres Landeswahl
gesetzes. 

So viel zu diesen Fragen. Ich möchte nochmals mei
nen Antrag wiederholen, den Antrag der CDU abzu
lehnen, nicht aus Grundsatz, sondern weil sich für 
diese verfassungsändernde Bestimmung wahrschein
lich hier im Hause keine Mehrheit !inden würde. (Zu
ruf Abgeordneter Dr. Zimmer {CDU): Das wird sich 
~ilgen! - ZUru.f Abgeordneter Bögler (SPD): Das steht 
schon fest!) Außerdem haben Sie angekündigt, Herr 
Dr. Ztrnmer, daß Sie sozusagen im Anhang bei Über
weisung Ihres Antrages dann im Ausschuß den Ent
wurf eines Wahlgesetzes vorlegen wollen. Nun sind 
aber die Ausschußsitzungen vertraulich. Und diese An
gelegenheit ist eine Sache, die wir nicht mit Vertrau
lichkeit sondern die wir mit einer öffentlichen Dekla
ration beginnen wollen. Das beste ist, die Regierung 
legt uns so schnell wie mögli<:h ihren Entwurf vor. 
Und darum bitten wir Sie, nehmen Sie unseren An
trag heute gleich im Plenum an, ich glaube, ein Aus
schuß braucht sich mit diesen zwei Zeilen nicht mehr 
zu befassen, die können wir auch heute unmittelbar 
erfassen und können sie annelunen. Dann hat die 
Regierung die Möglichkeit, uns für die nächste Land
tagssitzung, die ja Ende des Monats stattfinden soll, 
den Entwurf vorzulegen und dann können wir an die 
so dringend notwendige Ai,beit gehen. 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Hertel von der So

zialdemokratischen Partei. 

A b g. H e rt e 1: 

Meine Damen und Herren! Die geistvolle Vorlesung, 
die mein Vorredner über Mängel und Vorzüge des 
Mehrheitswahlrechtes gehalten hat, ging eigentlich 
schon über die Begründung des FDP-Antrages etwas 
hinaus. (Zuruf Abgeordneter Dr. Nowack (FDP): Ich 
habe mir extra daz·u da:s Wort vom Herrn Präsidenten 
erbeten!) Schön. Sie war inunerhin bereits der Auftakt 
zu der vermutlich sehr lebhaften Diskussion, die recht 
bald in unserem Lande einsetzen wird. 

Was den Antrag der CDU anbelangt, sofort den An
trag, der die Aufhebung des Artikels 80 det· Verfassung 
vorsieht, dem Ausschuß zu überweisen, steht die SPD 
auf dem Standpunkt, daß es hier nicht gilt, irgendwie 
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etwias zu mimen, was doch vielleicht nicht ganz ernst 
gemeint ist, sondern wir sind Freunde und Anhänger 
praktischer Arbeit und schneller Fest st?illun,g voo, Er
gebnissen. Wir scltließen uns deshalb der Auffassung 
des Herrn Kollegen Dr. Nowack an, daß heute sofort 
abgestimmt wird, ob eine Änderung des Artikels 80 
der Verfassung ,gewünscht wird. Wenn diese Abstim
mung, die ja bekanntlieh mit 2/a Mehrheit entschieden 
werden muß, heute statt.gefunden hat, dann braucht 
sich kein Ausschuß mit viel Mühen nochmals mit der 
Sache zu \befassen. (Zuruf A!bgeordneter Dr. Zimmer 
(CDU): Einverstanden!) Was die Drucksache II/1396 
anibelangt, sind wir der A:u.ffassung, daß dieser Antrag 
angenommen werden kann. Er braucht garnicht in den 
Ausschuß überwiesen zu werden. Der Landtag kann 
heute sofort beschließen, daß die Regierung verpflich
tet wiro, auf dem schnellsten Wege ein Wahlgesetz 
vornulegen, was nicht ausschließt, daß alle Parteien 
des Hauses in edlem Wettstreit mit der Regierung 
ihrerseits einen Entwurf einbringen können. (Beifall!) 

Präsident: 

Der Herr Ministerpräsident -hat das Wort. 

Ministerpräsident Altmeier: 

Meine Damen um:l Herrent Was den Antrag der CDU 
anbetrifft, so wird er sich durch die .Abstimmung 
klären; die Regierung möchte dazu keine Erklärung 
a.bgeben. 

Was den Antrag der FDP anbetrifft, so muß ich dazu 
etwas sagen, damit das Hohe Haus nicll.t die Auffas
sung hat, wir Wli.iroen jetzt erst hinsichtiich der Aus
a1·beitung eines Wahlgesetzes in A:ktion treten. Es hat 
bereits im Sommer des vergangenen Jahres eine Vor 
lage des Innenministeriums 1bestanden. Die Regierung 
hat sich m it ihr in den Sitzungen vom 30. Juli, 3. und 
10. Augu.st 1949 beschäfügt. Sie hat damals die Be
schlußfassung zurückgestellt, weil sie die Erfahrungen 
des Bundeswah1gesetzes für die Wahl zum ersten Bun
destag sammeln wollte, um sie gegebenenfalls bei der 
Wahlgesetzvorlage des Landes zu verwenden. Wir s[nd 
aber nicht untät ig geblieben. Die Regierung wäre an 
sich heute in der Lage, vier Vorlagen, die bereits im 
Entwurf A, iB, C und D mit sehr viel Fleiß durch 
Innen- und Justizministerium ausgearbeitet worden 
sind, auf den Tisch des Hauses zu legen mit dem Hin
zufügen, daß eine fünfte Vorlage skh zur Zeit in der 
Arbeit befindet. Diese Entwürfe tragen den verschie
denen Gesichtspunkten Rechnung und verwirklichen 
in verschiedenen Varianten -die. Möglichkeiten, ein 
WaMgesetz zu schaffen. Wenn die Regierung ,aus diesen 
Entwürfe n keinen als ihre Vorlage dem Landtag zu
leitete, so .geschah dies nicht zuletz t aus dem Gesichts
punkt, nun a,uch noch das Ergebnis der heutigen Ab
stimmung über den CDU-Antrag abzuwar ten, weil 
auch dieser Antra:g je nach seiner Annahme oder Ab
lehnung die Regierung vor neue Aufgaben stellen 
würde. 

Im übr igen, meine Damen und Herren, steht die Re
g ierung auf dem Standpunkt , <laß es sich hier in der 
Tat um eine hochpolitische Angelegenheit handelt, die 
das Kabinett n icht so unter der Hand durch eine Vor
lage zur Entscheidung bringen möchte. Ich kann mir 
vorstellen, daß wir gegebenenfalls dJie verschiedenen 
Ent \v'tkfe dem H:ause zuleiten könnlC'n, die dann als 
11/[aterial in den Verham:Uungen der Ausschüsse dienen 
könnten. Die Landesregierung hat eine letzte B€5Chlu:ß
fassung darüber, ob sie einen bestimmten Entw ui'f 
weiterleitet, oder ob sie das eben am.gedeutete z~ite 

Vt'rfahre<n. dun:hführt, noch nicht voi:-genommen·, wird 
dies a:ber tun, wenn das E rgebnis der heut1gen Be
ratu~ feststeht. 

P r ä s i d e n t : 

Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete Schie
der von der Kommunist ischen Parte i hat das Wort. 

Abg. Schieder: 

Meine Damen und Herren! Es gehfüt zu den Prinzi
pien der sozialistischen Bewegung, einzutreten für das 
Vemälin is.wahlrecht. Wir ·haben das seinerzeit getan, 
als die Verfassung für Rheinland-Pfalz beraten wurde. 
Wir stehen heute nach wie vor a.uf dem Standpunkt, 
daß die Fräge des VerhältniS\il/'ahlrechtes auch in der 
Verfassung beilbehalten werden m uß. In dieser Frage 
trete ich · u nbedingt der vom Kollegen Hertel hier 
soeben gemachten Darlegung bei, möchte aber bei die
ser Gelegenheit noch kurz darauf hinweisen, daß d ie 
Ausführungen, so wie sie eben vom Herrn Minister 
pi äsidenten gornacht worden si.nid, oder rvon den anderen 
beiden Sprechern, den H=n Kollegen Dr. Zimm.€'!" und 
Dr. Nowack, eme bemerkeoowerte Tatsache ans Licht 
gefördert haben, nämlich: man hat jetzt zugegeben, 
daß man wohl für die Frage des Wahlgesetzes sich in 
der Zwischenzeit einige Arbeit gemacht hat, wobei im
n~rh'in eine Taisache feststeht, daß der hiesige Land
tag auf Grund eines ordenfili<:hen Gesetzes zustande 
gekommen ist, das nach wie vor Gültig,keit hat, das 
vor allen Dingen dem Prinz.ip des Verhältniswahlrech
tes Rechnung trägt. Ich möchte bei d ieser Gelegenheit 
sagen: ich hätte es für viel dlingender erachtet, wenn 
man endlich von Regierungsseite aus diejenigen Ar tikel 
der Verfassung durch die Ausführungsgesetze kompli
mentiert hätte, insbesonder e d.ie Frage des Volks
begehreris und des Volksentscheid,es. Ich .glau,be , das 
wäre viel dringender nolwe11di,g gewesen und ich for
dere von dieser Stelle die Regierung auf, ihre Initia
tive gerade auf diesen Punkt zu lenken und Sorge 
zu tragen, daß alle die Artikel der VerfasS1Ung, die 
noch. einer besonderen gesetzlichen Erläuterung be
dürifen, endlich dem Landtag in seiner jetzigen Per iode 
noch zu.geleitet werden. Wir haben dabei noch eine 
ganze Reihe von wichtilgen Pun~ten, die m. E. entschie
den wichtiger sind als die Debatte um ein Wahlgesetz. 
Utl)(i (~ _gl~M~ ,.}\µ~i'fl S<,hon die Tatsache, die der Herr 
Kollielge Dr.. Nowack selbst 'Z.'ug~g,eben hat , 1ndem ' er 
das jetzige Ergebnis der Wahlen von England anführte, 
zeigt doch aufs deutlichste, daß wir mit der Geschichte 
nicht um einen Schritt weiterkommen werden. Wenn 
es un.s i.virklkh dal'an ge1e.-gen ist , die Meinung des 
Volkes -17.Ü lifüen, ich glaub€, dann ,hören wir sie am 
besten draußen un.d nicht h ier in diesem Hause. 

Präsid e n t: 

IDa!l Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Zimmer von 
der CDU. 

A b g. D r. Z im m e r : 

Meine' Damen und Herren! Die verschiedenen Aus
führungen veranlassen mich, eine Richtigstellung vor
zunehmen und eine Klarstellung. Der Herr Kollege 
Hertel hat unterstellt, als ob es uns mit dem Antrag 
nicht ganz ernst sei. Ich erkläre ausdr ücklich, daß wir 
zunächst· den Antrag auf Überv.•eisung gestellt haben 
und daß wir uns weitere Anträge vorbehalten hatten. 
Ich habe es betont gesagt. Aus welchen Erwägungen? 
Wir woHten zunächst den anderen Parteien und Frak
tionen die Möglichkeit geben , in einer freien und offe
nen Aussprache in den Ausschüssen das Für und Wider 
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abzuwägen, um dann gegebenenfalls unter Bearbei
tung vorliegender Entwürfe, die als Material zu be
arbeiten gewesen wären, zu einer Entschließung zu 
kommen. Wenn das Hohe Haus heute diesen Antrag 
auf Überweisung abgelehnt hätte, hätten wir sowieso 
den Antrag auf sofortige Entscheidung gestellt. Aber 
ich dar! feststellen, daß die Redner aller drei Parteien, 
der Kommunistischen Partei, der Sozialdemokratischen 
Partei und der Freien Demokratischen Partei, anschei
nend darüber übereinstimmen, daß sie eine Änderung 
der Verfassung in der Richtung ablehnen, die nur die 
Möglichkeit geben soll, dem Persönlichkeitswahlrecht 
irgendwelchen oder größeren Raum zu geben. (Unruhe 
und Widerspruch bei der SPD!). - Meine Damen und 
Herren! Dann müssen Sie Ihre Ausführungen anders 
machen. Herr Kollege Dr. Nowack hat hier gegenüber
gestellt Mehrheitswahlrecht und Verhältniswahlrecht. 

Meine Damen und Herren! Wir haben Ihnen noch 
keinen definitiven Vorschlag vorgelegt. Wir wollen 
lediglich zunächst einmal die Voraussetzung schaffen, 
die ver.!'assungsmäßige Voraussetzung, daß ungehemmt 
und ungehindert durch eine einschränkende Verfas
sungsbestimmung ein Wahlgesetz herauskommt, das 
den Erfordernissen der Demokratie Rechnung trägt. 
Wir waren sogar weiter bereit, im Ausschll.lß gleich
zeitig die materielle Beratung zu verbinden mit der 
Verfassungsberatung, so daß es zum Beispiel der 
Freien Demokratischen Partei möglich gewesen wäre, 
unserem Antrag auf .Änderung der Verfassung zuzu
stimmen, nachdem ein Beschluß über ein Sie befrie
digendes Wahlsystem vorgelegen hätte. Dann hätten 
wir beides miteinander verbinden können. Dadurch, 
daß Sie heute die Ver!assungsänderung ablehnen, ent ... 
ziehen Sie der Regierung und den Ausschüssen die 
Mögllchkeit, ein Wahlrecht zu gestalten, das den Er
fordernissen der Demokratie Rechnung trägt. (Zuruf 
A.bg. Croncnbold: Es i.9t ganz abwegig, was Sie hier 
sagen!) Warum stimmen Sie denn nicht zu? Es ist ja 
Immer noch möglich, daß wir später ein Ver~ältnis
wahlrecht - wenn auch abgeschwächt - berücksich
tigen. Einer solchen gesetzlichen Regelung steht nichts 
im Wege. Auch wenn heute unser Antrag von Ihnen 
gebilligt würde, dann haben Sie immer noch die Mög
lichkeit, ein Verhältniswahlrecht zu schaffen. Aller
dings - es ist überwiegend bei uns die Auffassung, 
ich glaube einheitltch, daß die politische Persönlichkeit 
stärker in den Vordergrund des politischen Lebens ge
rückt werden müßte, ohne Rücksicht darauf, ob nun 
zufällig die eine oder andere Partei nach ihrer 
Arithmetik dabei bevorzugt oder benachteiligt würde. 
Daß dabei die Freie Demokratische Partei vor allen 
Dingen d1escs Persönlichkeitswahlrccllt kategorisch ver
hindern will, das nimmt uns sehr wunder, wo sie 
doch sonst im Bund bisher stark in dieser Richtung 
ihre politischen Erörterungen angestellt hat. Wir bitten 
deshalb, über unseren Antrag abzustimmen. Wir bitten 
Sie, noch in letzter Minute unserem Antrag zuzustim
men. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Hel'tel von der SPD hat das Wort. 

A b g, H er t e 1 ; 

Meine Damen und Herren! 

Ei; könnte beinahe nachdenklich stimmen, daß ein 
so pedantisch genauer und im allgemeinen überaus 
sachlicher VcrtI1C:ter d,ex CDU wie Herr Dr. Zimmer 
sich heute in s-o werbenden Formen ergangen hat. Wir 
kennen ihn gar nimmer! Er h<1t sich in einem Maße 
in der Sache engagiert, wie es bei dem Stand der An-· 

gelegenheit kaum glaubhaft ist. Wir sind der Auffas
s..ing, daß dem Bestreben der CDU, ein der Gesamt
auffassung oder der Mehrheit de~ Landtags entspre
chendes Wahlgesetz zu schaffen, be::;ser gedient ist, 
wenn wir uns erst einig werden übet· ein Wahlgesetz 
und nachher die Notwendigkeit der Abänderung der 
Verfassung prüfen. Die Verfassung ist für uns etwa~ 
Heiliges. (Unruhe, Glocke des Präsidenten). 

Präsident: 

Ich bitte um Ruhe' 

Ab g, Her tel, fortfahrend: 

... und die CDU hat die Heiligkeit dieser Verfassung 
bei wiederholten Anlässen stark unterstrichen. Am 
stärksten hat sie dieselbe unt~rstrlch~n. w~nn an den 
!;:ulturpoHtiisdl~ Artikeln gerüttelt wurde. Und ich 
frage die CDU, ob sie denn mit derselben Aufgeschlos
senheit und Bereitwilligkeit bereit wäre, an der Ver
fassung herumzudoktern, wenn es sich um die kultur
politischen Artikel handeln würde. Ich verzichte dar
auf, im einzelnen auf die Feststellungen einzugehen, 
ob wirklich das Mehrheitswahlrecht das Ideal ist. Wir 
hatten es ja in Schleswig-Holstein, und dort hat die 
CDU gehämmert und getobt, bis es wieder abgeschafft 
worden ist. Wir können ja schließlich als vernünftige 
Menschen, die im gesamten westdeutschen Raum hin
sichtlich der Anwendung und Ausprobierung von 
Wahlrechten gemachten Erfahrungen uns ein bißchen 
zunutze machen. Das, was andere mit gewissen Opfern 
erst an Erfahrungen erarbeiten mußten, das können 
wir uns ja ersparen. Daß das Mehrheitswahlrecht -
ich spreche mal ganz offen - bei dem Stand der poli
tischen Reife unseres Volkes nicht das Ideal ist, das 
hat sich schon vor 1914 erwiesen. Wer mit der poli
tischen Entwicklung anfangs dieses Jahrhunderts ver~ 
traut ist, der weiß, daß da oben in dem Wahlkreis 
Fulda-Schlüchtern seinerzeit ein antisemitischer Mann 
hausieren gegangen ist. Der ging von einem Bauern
stall in den anderen 1IDn hat gefragt : ,,Wiw.i.el Kühe 
haben Sie? - Sechs. - Und wieviel Land? - Zwölf Mor
gen." - Dann holte er sein Notizbuch her.iu~: ,,Sie bmu
chen noch 15 Morgen Land." Der andere hat noch 60 
Morgen Land gebraucht. Und die Bauern im Wahl
kreis Fulda-Schlüchtern haben allen diesen Verspre
chunien geglaubt. Sie waren der Meinung, daß dieser 
gerissene antisemitische Vertreter im Deutschen 
Reichstag keine andere Aufgabe erfüllen würde, al~ 
ihnen das Land zu verschaffen. Der Mann ist in drei 
Wahlkreisen gewählt worden. Das ist ein Beweis da
für, welches Unheil mit diesem Mehrheitswahlrecht bei 
gewissen Wählerschichten ausgelöst werden kann. 
Aber alle diese Dinge, alle diese Erörterungen wollen 
wir uns für die Besprechung der Wahlrechtsvorschläge 
vorbehalten, die auf Grund der Einreichung des Re
gierungsentwurfes und dessen, was die Parteien noch 
zusteuern, in den nächsten Wochen in den Ausschüs
sen stattfinden · werden. Und wenn wir dann durch 
Stellung von Abänderungsanträgen zu einer Norm ge
kommen sind, von der wir annehmen, daß sie im 
Landtag eine Mehrheit bekommt, dann prüfen wir den 
Antrag, ob die von Ihnen heute vorzeitig beantragt~ 
Aufhebu·ng des Artikels 80 übel'haupt nol'h notwendig 
wird. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nowack von de, 
FDP. Ich glaube, die Redezeit der einzelnen Fraktionen 
ist aber jetzt abgelaufen. 
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A b g. D i·. No w a c k : 

·Ich danke Ihnen, Herr Präsident, aber ich möchte 
doch zu der Redezeit noch eine Bemerkung machen. 
Wir sind hier ein Landtag oder - mit einem Fremd
wort ausgesprochen - ein Parlament, das heißt wir 
sollen in Rede und Widerrede eine bestimmte Frage 
einmal klären. Wenn wir nun fünf Minuten Redezeit 
vorgesehen haben, jetzt aber in eine doch immei.-hin 
ganz flüssige Debatte gekommen sind - die einzelnen 
Reden sind nicht lang gewesen, sondern sind in Rede 
und Widerrede doch abgestimmt gewesen, es sind nicht 
fix und fertige Manuskripte, die hier vorgetragen wer
den, parteiprogrammatische Erklärungen oder Leit

·artikel - dann bin ich der Ansicht, sollten wir ruhig 
mal ein bißchen zugeben bei einer solchen Debatte und 
vielleicht dann bei einer anderen Gelegenheit, wo je
mand mit einem fünf Seiten langen Manuskript zum 
Pult kommt, ihm vielleicht zwei Seiten vorher weg.,. 
nehmen. 

Ich möchte dem Herrn Kollegen Zimmer noch etwas 
sagen. Sie haben hier gesagt, daß die FDP sich gegen 
das Persönlichkeitswahlrecht ausspricht. Nein, Herr 
Kollege Zimmer, ich habe mich weder gegen das Per
sönlichkeitswahlrecht noch gegen das Verhältniswahl
ret ausgesprochen, ich habe ja gerade davor gewarnt, 
uns irgendwie einem Dogma auszuliefern. Wir müssen 
uns ja ein Wahlrecht schaffen, das nun einmal auf 
unsere Verhältnisse paßt und es wird nachher ent
weder ein modifiziertes Verhältniswahlrecht oder ein 
modifiziertes Mehrheitswahlrecht sein, je nachdem 
"'lr alle die vorliegenden Wahlrechte aus andere1t 
Ländern geprüft und studiert haben und nachdem 
wir auch die Fülle der Vorschläge, die uns die Regie
rung unterbreiten will, auch studiert haben. Herr 
Ministerpräsident, ich habe nicht gezweifelt, daß in 
Ihren Ministerien schon eine Vorarbeit geleistet wor
den ist, und ich habe ja auch keine diesbezügliche Be
merkung gemacht. Ich habe nur eine gewisse Sorge, 
daß, wenn wir eine solche Vielzahl von Entwürfen be
kommen - wir haben das bei anderen Gesetzen auch 
gehabt, ich denke da noch mit Schrecken an die Woh
nungsbauabgabe, wo wir sechs oder sieben Entwürfe 
gehabt haben, so kommt nachher dann sehr wenig 
heraus, weil zuviel addiert wird aus den einzelnen 
Entwürfen. Es wäre doch zweckmäßig, auch hier die 
Anzahl der Entwürfe schon von vomherein zu begren
zen. Es werden dann wahrscheinlich ja in den Aus
schüs$en auch noch sehr viele Vorschläge gemacht 
wet·den. Wir werden ja auch noch das Material der 
Wahlgesetze der anderen Länder zur Verfügung haben 
und werden ja auch da in diese Dinge noch hinein
greifen. 

Ich habe dann noch eine Frage, Herr Ministerpräsi
dent, ob Sie den in unserem Antrag vorgeschlagenen 
Termin des 31. März einhalten können? Er wäre glück
lich, da an diesem Tage erneut der Landtag zusam
mentreten kann und dann mit der Uberweisung der 
Regierungsvorlage in den Ausschuß die sachliche Ar
beit begonnen werden könnte. (Zustimmende Geste 
des Ministerpräsidenten.) 

Präsident: 

Also die Regierung hat erklärt, daß sie in der Lage 
ist, bis zum 31. März die ent.sprechende11 Vorschläge 
dem Landtag zu machen. ' 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, wir kommen nunmehr zur Ahstim
mung. kh lasse zunächst abstimmen über die Druck
sache II/1395, Urantrag der Fraktion der CDU betr. 

Landesgesetz .z.w: Änderung der Verfassung. Wer dem 
Antrag auf Überweisung an den Ausschuß zustimmen 
will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die 
Gegenprobe? - Das ist die Mehrheit! - Die Überwei
sung ist abgelehnt. 

A bg. D iel; 

Ich cl:bltle das Wort zur Abstimmung über den An
, trag. .. ·. 

' ' '• 
Präsident; 

Der Abgeordnete Diel (CDU) hat das Wort zur Ab
stimmung über den ·Antrag. 

A. IJ t~.:J~n:~ r :. 
Aniesichts der politischen. Bedeutung des von der 

CDU gestellten, Antrages beantrage ich namentliche 
Abstimmung. 

Präsident: 

Es ist Anlrag gestellt worden auf namentliche Ab
stimmung. Da er von einer großen F1·aktion kommt, 
ist die Unterstützungsfrage wohl nicht erforderlich. 
Ich bit~ um Vel't~ung der Ab;itimmungskarten. Meine , 
Darrni:;;.•1:,. ·un.d .g~im,. ich glaube, wir können nunmehr 
über ·den An~ der Fraktion der FDP Nr. II/1396 ab
stimmen. Jassen, Hilerüber J.iege.n zwei Anträge vor, und 
zwar z,ulb!lchst Antrag auf '{)b;erwei.sung an den A'llS
schuß. üoor diesen Antrag muß ich ztmächst abstim
men lassen. (Zuruf Dr. Nowack: Voo wem ist <rer An
trag g(;!stellt?) Der Aibgeoronete Dr. Zimmer hat den 
'rl.ntr.ig g:estont. (Abg. Dr. Zimmer: Ich verzichte!) Ver
zichten S11;;? 

Ab g, p r . . Zimmer: ' 
· Entschuldigung, das war ja nur in Verbindung mit 
dem einen Anfrag. Nachdem nun über unseren An
traig negativ abge$timmt tst, kann ich natürl'i.ch meinen 
Antrag bezüglich des FDP-Antrages nicht mehr auf
rechterhalten. 

Präsident: 

Der Antrag auf Ausschußüberw,ei9Ung ist zur>ück
gczoi;:en worden. Wir haben mmmt-hr übe-r den Antrag 
der FDP abzustimmen, wer dem Antrag der Fraktion 
der FDP in der Drucksache . .. (Der Mirw5terpräsi<lent 
mol<let sich zu Wort). Bitte schön, der Herr Minister
präsident hat das Wort. 

Mini:derpräsident Altmeier: 

Ich !1abe namens de1· Landesregierung erklärt, daß 
die Landesregierung bis zum 31 . März den Entwurf 
vorlegt°. It:h glaube, dadurch ist der Antrag gegen-

1. =~äd::: :e::~·den. 

Ja, dann ist der Antrag gegenstandslos geworden. Es 
erübrigt sich dadurch eine Abstimmung. Meine Damen 
und Herren, wir müssen zunächst die namentliche Ab
stimmung 1urchführen. 

Meine Damen und Herren, ich frage, ob jeder Ab
geordnete im Besitz der Stimmkarten ist. Es scheint 
der Fall zu sein. Wer dem Antrag der CDU in Druck
sache II/1395 zustimmen will, wird mit der blauen 
Karte „Ja" stimmen, wer ablehnt, mit der rosa Karte 
,,Nein", wer sich enthalten will, mit der gelben Ent
haltungskarte. Die Abstimmung beginnt. Ich bitte die 
Schriftführer, die Karten einzusammeln. 
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Meine Damen und Herren! Ich frage, ob alle Ab
geordneten von ihrem Stimmrecht Gebrauch gemacht 
haben? Ich stelle fest, daß das der Fall ist. Die Ab
stlmmung ist geschlossen. 

Meine Damen und Herren! Der Antrag der CDU, 
Drucksache II/1395, ist mit 44 gegen 36 Sti,;nmen ab
gelehnt. 

Wir kommen zum Punkt 3 der Tagesordnung: zweite 
und dritte Beratwig elnes Landesgesetzes über dle Zu
lassung von X.nten iur Tlltigkeit bei dtn Kranken
kassen, Dl"ucksacltc D/1366. 

Ich bitte, daß wir den Punkt 3 und den Punkt 4: 
,i;weite und dritte Bcl"atung eines Landesgesetzes über 
die Zula.ssung von Zahnärzten und Dentisten zur Tätig
keit bei den Krankenkassen, Drucksache Il/1367 in der 
Aussprache und der Berichterstattwig z.usamm.enfas
S€n, da sie sachli-ch dasselbe bedeuten. Wi.dersipruch da
ge:gen crh0bt s.ich nicht. Der Berichterstatter Abgeord
neter Dr. Habi,ghorst hat das Wort Zul."" Berichterstat
tun·~. 

A b g, Dr. Hab i g h o r s t : 
Meine Damen und Herren! Im Sozialpolitischen Aus

schuß, 1im Hauptausschuß und dn einer gemeinsamen 
Sitzurug des Hauptausschusses und dt!s SozialpoHtischen 
Ausschusses sind dLe beiden Regierungsvorlagen 
II/1366 und I!ll367, Landesgesetze zur Zulassiung von 
Ärzten zur Tätigkeit ·bei den Krankenkassen und ·zur 
Zttlassun1g von Zaihnärzten und Dentisten ziur Tätigkeit 
bei doo Krankc-nikassen behandelt wo,'dcn. Es hatte 
sich gezeigt, daß diese Vorla&gcn dringend erforderlich 
wurden, da seit Monaten die Zu.Jaseungsau:..."6Chü.sse zur 
Kronkcnkassc-ntätigike,it ruhten, ·t:1teue Zulassungen nicht 
mehr erfolgb'n .und dadurch ein i::eW'i">Ser Notstand bei 
d-en Junigärzt,en eingetreten war. E,s war auch not
wendig 1geworden, nachdem in diesem Hohen Hause 
die Gcsetwsrvor1agen über die Wiederzulassung von 
Ersatzkrankenkassen und Betr,iebskrRn'kcnkassen ver
abschiedet waren . eine n1:?ue Basis mit den Soz.:ialver
&ichcrungsträgem zu finden. 

rn den vei;,grui:gencn Jahren war es so, daß das Zu
laSSun~recht e-inscitig bei den Heilberufen lag. Man 
war sich im Sozialpolitischen Ausschuß darüber schon 
11eit langem klar und einig, daß den Versricherun,gsträ
gcrn ein Mitspracherecht bei der ZuJ.assunig zur Tätig
keit bei der Sozialversi·cherung eingeräumt werden 
müßte. 

Zu der Sitzung des Sozialpolitischen Ausschusses 
waren die Vertreter der Landesärzteorganisation, der 
Zahn1lrzte und Dentisten geladen, ebenso die Vertreter 
der Krankenkassenverbände. Nachdem die einzelnen 
Verbände in dieser Sitzung gehört worden waren, ist 
der Sozialpolitische Ausschuß in seine Beratungen ein
getreten. Es - stellte sich heraus, daß über den § 17 
Ab,,s. 4 zunächst einige Differenzen und Meinungsver
schiedenheiten au!h·aten. Der Vertreter des Kranken
kassenverbandes erklärte, daß die Sozialversicherung 
als solche nicht irgend einen besonderen Wert auf die 
Fassung des Artikels 17 Abs. 4 lege. Vön den Ärzten 
wurde vorgetragen, daß aber die Ärzteschaft eigentlich 
einen besonderen Wert darauf legen müsse, daß die 
ärtzliche Tätigkeit der hauptamtlichen Krankenhaus
ärzte - d. h. der Ärzte, die eine feste Besoldung in 
größeren Krankenanstalten erhalten · - als Kassen
ärzte eingeengt oder sogar unterbunden werden müsse, 
damit der Not, die sich nun einmal durch den ver
mehrten Zugang zum ärztlichen Beruf infolge einer 
verkehrten Beru!slenkung in den letzten 12 Jahren 
herausgestellt hat, irgendwie auch vom Berufsstand 
aus gesteuert werden müsse. 

Es wurde ein Einspruch des Verbandes der Kranken
hausärzte verlesen und dann eingehend besprochen. 
Der Verband der Krankenhausärzte erhob Einspruch 
gegen die Fassung des § 17 Abs. 4, und man glaubte 
dartun zu müssen, daß dadurch eine Beschränkung in 
der freien Ar.ttwahl eintreten würde. Der Sozialpoli
tische Ausschuß konnte nun gleich feststellen, daß ja 
jede Zulassungsordnung schon eine Beschränkung in 
der freien Arztwahl darstellt. 

Die Vertreter der Ärzteschaft, die sich mit diesem 
Einspruch der Krankenhausärzte eingehend ausein
andersetzten, erklärten einmütig, daß sie diesen Stand
punkt ablehnten. 

In der weiteren Behandlung wurde dann der Arti
kel 17 Abs. 4 dahin abgeändert, daß die Worte „in der 
Regel" eingefügt wurden, damit die Möglichkeit ge
schaffen ist, daß Ausnahmen gestattet werden. 

Auch der § 46 wurde dahingehend abgeändert, daß er 
jetzt ,in Abs. 2 laut.et: ,,Die an den Krankenanstalten 
tätigen Ärzte bleiben zugelassen, vorbehaltlich einer 
t'rberprüfung gemäß § 17 dieses Gesetzes." 

Durch die Änderung dieses Pragraphen wird er
reicht, daß keinerlei Widerspruch in der Ärztesd1aft 
einzutreten braucht, da alle jetzt zugelassenen Arzte 
zunächst zugelassen bleiben. 

Der Zustand in unserem Lande war bisher so, daß 
jeder Arzt, der eine Autorisation erhielt, auch gleich
zeitig zur Krankenkassentätigkeit zugelassen war. 
Hieraus hatten und haben sich zum Teil erhebliche 
Schwierigkeiten mit der Sozialversicherung ergeben. 
An diesem Zustand wird durch die Annahme dieses 
Gesetzes zunächst nichts geändert; es ist nur' die Mög
lichkeit geschaffen, daß in besonderen Fällen, die sehr 
kraß liegen, - wenn es sich um Ärzte handelt, die 
durch ihre beamtete Tätigkeit in Krankenhäusern ein 
durchaus gesichertes Einkommen haben - die Ärzte in 
ihrer Berufsausübung in bczug auf die Krankenkassen 
einer Überprüfung unterzogen werden können; denen 
dann aber wieder das R~ht zustepl, bei dem auch in 
diesem Gesetz vorgesehenen Beschwerdeausschuß ge
gen den Entsch.eid des Zulassungsausschusses Be
schwerde einzulegen. 

Der Sozialpolitische Ausschuß schlägt Ihnen in den 
Drucksachen II/ 1398 und II:" 1399 die von ihm einstim
mig beschlossenen Abänderungen vor. Der Hauptaus
sdluß, der sich in seiner ersten Sitzung auch mit die
sem Gesetz befaßte, glaubte, au! Grund der zur Zeit 
in Gang befindlichen Wahlen zur Landesärztekammer 
dem Hohen Hause vorschlngen zu sollen, die Gesetzcs
v,)rlage zu vcrtaigcn. Nachdem sich aber heraus~e1;tc-llt 
hat, daß es bis zur Konslituicrun,g der Ärzte-kiimmcr 
noch eine gute Weile dauf'rn wird, nachdem e.-; als cr
"vfosen an.z:us~,hen ist, daß ein Notstand auf beiden 
&iten bestoht, der durch diese Gcsetz<;>svorlage auf 
d.::m schnellsten Wege zu fJchd.>en i3t, hat d cr Haupt
ausschuß in seiner SitZ'Un.g, die er heute l.U!-0,Hr.mcn mit 
d<:m Sozialpolitischen Ai1sschuß hatte, den &sch[·uß 
gefaßt, dem Hoh ,m Hause vorzuschlagen, d ,0 r GcS<'lZ"(>s
vorlage mit den vom Sozialpolitischen Auss,ehuß be
antragten Abändei:iungen in zw<'!iter und dritter ~sung 
zuz.u.stimmen. (Beifall bei der CDU.) 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat
tung für die beiden Tagesordnungspunkte 3 und 4 wird 
die allgemeine Aussprache eröffnet. Der Ältestenrat 
schlägt Ihnen vor, wenn es zu einer allgemeinen Aus
sprache jetzt kommt, eine Redezeit von zehn Min:..ilen 
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fü:- die eim.elnen Partei<:>n nicht zu überschreiten. Wort
meldungen liegen nicht vor. (Abgeordneter Betz mel
det sich.} Ich schließe die Besprechung. 

Hatten Sie sich schon vorher gemeldet, Herr Abge
o:,dnet.er Betz? (Abgeo,rdneter Betz: Ja!) 

Ich bitte aber dringend, das vorher zu tun. (Zuruf: 
Hatte sich vorher gemeldet.) Ich möchte in diesem 
Einzelfalle die ~nehmigung geben. Der Abgeordnete 
Betz von der Kommunistischen Partei hat dais Wort 

A bg. B etz: 

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion hat be
kanntlich keine Gelegenheit mehr, in den Ausschüssen 
ihre Meinung zu vertreten. Deshalb halten wir es""für 
nötig, hier unseren Standpunkt zur Sache darzulegen. 
Zum vorliegenden Entwurf des Landesgesetzes über 
die Zulassung von Ärzten zu den Krankenkassen, 
Drucksache II/1398, müssen im Interesse der Versicher- . 
ten der Allgemeinen Ortskrankenkasse die sanitären 
Mindestbedürfnisse der Betreuten beobachtet werden. 
Ein praktisches· Beispiel von draußen wurde uns in 
diesen Tagen von Ludwigshafen gemeldet. 

Ein Mitglied der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
mußte dringend zum Augenarzt. Von diesen Spezial
ärzten sind in Ludwigshafen drei zugelassen. Von den 
drei zugelassenen Ärzten praktizieren zwei in Kran-. 
kenhäusern. und auch der dritte ist zeitweise im Kran
kenhaus. Nach vier Tagen vergeblichen Bemühens 
war es dem Manne noch nicht möglich, zum Augenarzt 
zu kommen, obwohl ein Betriebsunfall vorgelegen hat 
und der Mann sofort in Behandlung hätte genommen 
werden müssen. Erst am fünften Tage ist es dem 
Manne möglich gewesen. 

Sie sehen also, daß hier Lücken vorhanden sind, die 
gerade bei Besprechung dieses Gesetzentwurfs beachtet 
werden müssen. Da genügend Jungärzte vorhanden 
sind, sollte man doch in solchen Fällen von dem in 
reichlichem Maße vorhandenen Angebot G€brauch 
machen. 

Im Namen meiner Fraktion protestiere ich gegen die· 
bei einem Teil der Ärzte eingerissene Klassifizierung 
der Patienten, wobei im allgemeinen die Kranken der 
AOK. als zweitklassige Patienten behandelt werden 
mit der Begründung, daß der Krankenkassenarzt ja 
doch nur drei Mark für den Krankenschein bekäme, 
ungeachtet, wie oft er den Patienten behandelt. Wenn 
er ihn einmal behandelt und befreut, bekommt er die 
gleiche Gebühr, als wenn er ihn zehnmal betreut. 

Wir sehen hier einen Mangel, der abgestellt weroen 
muß; denn er bedeutet praktisch eine Diskriminierung 
der in der AOK. Versicherten. 

Aus den vorgetragenen zwei Tatsachen 'sehen wir 
keine Gewähr in dem vorliegeriden Entwurf, daß eine 
Änderung der Dinge möglich ist, weshalb meine Frak
tion gegen beide Entwürfe stimmen wird. 

Präsident: 

Gestatten Sie mir, daß ich zur sachlichen BJi.chti.g
stellung auf folgendes aufmerksam mache: 

Herr Abgeordnete1· Betz, wir haben bisher innerhalb 
unseres Landes überhaupt noch keine Zulassung, son
dern alle Arzte, die ihre Niederlassung haben, sind 
auch zu den Krankenkassen zugelassen. Es kann daher 
wohl nicht so sein - ich kann das im Moment nicht 
übersehen -, daß für Ludwigshafen nur drei Augen
ärzte zugelassen worden seien. Wenn mehr Augen
ärzte dort ihre Tätigkeit ausüben, sind alle Augen
ä,rzte in Ludwigshafen zugelassen, un<l zwar zu allen 
K9'SSeil. 

Die Zulassungsordnung ... (Zun1f Abg. Baumgärt
• ner) - Herr Abgeordneter Baumgärtner, ich bedaure, 
! Ihnen das sagen zu müssen - gibt erst jetzt die Mög-
1 . lichkeit, zwischen Niederlassung und Zulassung zu 

entscheiden. Wenn Sie den Gesetzentwurf durchlesen, 
. werden Sie es genau feststellen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe das nur zu1· 
sachlichen Richtigstellung hier gesagt. Weitere Wort
meldungen liegen nicht vo1·. Wir kommen zur Abstim
mung. Ich lasse zunächst abstimmen über den Ab
änderungsantrag, der Ihnen in der Drucksache Il/1398 
vorliegl 

We.r dem Abänderungsantrag, der soeben dm·ch den 
Berichterstatter des Sozialpolitischen Ausschusses be
gründet wurde, zustimmen will, den bitte ich um Er
hebung der rechten Hand. - Ich bitte um die Gegen
probe. - Stimmenthaltung! -

Angenommen bei sechs Stimmenthaltungen der 
Kommunistischen Partei. 

Wir kommen nunmehr zur zweiten Beratung des 
· Landesgesetzes über die Zulassung von Ärzten zur 
Tätigkeit bei den Krankenkassen, Drucksache II/1366. 
Ich rufe auf die Kapitel 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7, Einleitung 
und Überschrift. 

Wer dem Gesetz in zweiter Beratung seine Zustim
mung geben will, den bitte ich um Erhebung der rech
ten __ JI_a_nd_. -~ Pie Gegenprobe! - Gegen fünf Stimmen 
der Kommunistischen Partei, bei acht Stimmenthaltun
gen der Freien Demokratischen Partei angenommen. 

Wir kommen zum Punkt 4 der Tagesol.'dnung: 
Zweite Bei.-atung ei~ Landesgesetzes über die Zulas
sung von Zahnärzten und Dentisten zur Tätigkeit bei 
den Krankenkassen. (Drucksache 11/1367.) 

Ich lasse zunächst abstimmen über den Abände
rungsa.p.trag .U/1399. Wer diesem Abänderungsantrag 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um Erhe
bung der rechten Hand. - Die Gegenprobe! - Stimm
enthaltung! -

Der Abänderungsantrag wurde mit Stimmenthaltung 
der Freien Demokratischen und der Kommunistischen 
Partei angenommen. 

Wir kommen zur zweiten Beratung. Ich rufe auf die 
Kapitel 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, Einleitung und Uberschrift. 

Wer dem Gesetz in zweiter Beratung seine Zustim
mung geben will, den bitte ich um Erhebung der rech
ten Hand. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung. -

bas· Gesetz 1,vurde angenommen gegen die Stimmen 
der Kommunistischen Partei, bei Stimmenthaltung der 
Freien 'Demokratischen Partei. 

Wir kommen zum Punkt 5 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über 
die Kosten im Vertragshilfeverfahren na<'h Artikel 21 
der VO. Nr. 160 (Umstellungsverordnung). (Druck
sache 11/1347 .) 

Bel'ichterstattung hat der Rechtsausschuß. Bericht
erstatter ist der Abgeotxiinete Wohll€'ben. Ich erteile 
i.'un das Wort. 

A, b g. W o h 11 e b e n : 

Meine Damen und Herren! Durch die Verordnung 
160 über die Geldreform ist ein besonderes r ichter
liches Vertragshillevel'fahren vorgesehen für.Schuld

' ner von auf D-Mark umgestellten Verpflichtungen. 
Eine Durchführu.ngsveL·ordnung bringt die einrelnen 
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Verfahrensvor-schri!ten. Diese Verfahrensvorschriften 
haben ausschließliche Bedeutung. In diesen Vorschri.f
ten Ist bestimmt, daß die Länder durch Gesetz die 
Kostenfrage regeln. Dementsprechend hat die Regie
rung eine Regierungsvorlage eingebracht, die Ihnen 
in der Drucksache II/1347 vorliegt Diese Regierungs
vorlage greift entsprechend dem Beispiel anderer Län
der auf die Kos tenregelung der alten Vertra.gshi,Jfever
ordnung zurUck, allein bei unserem uns vorliegenden 
Antrag mit dem Unterschied, daß in den anderen Län
dern in der Regel nur Bezug genommen wird, wäh
rend hier die kostenrechtlichen Vorschriften der alten 
Bestimmungen In dieser Gesetzesvorlage zusammen
gefaßt sind. Die Regierung gibt hierzu die Begründung, 
daß damit gerechnet werden könne, daß die alte Ver
tragshilfeverordnung aufgehoben werde. Aus diesem 
Grunde schlägt sie daher ein besonderes Gesetz vor. 

Der Rechtsausschuß hat Ihnen in einer weiteren 
Drucksache eine kleine E rgänzung zu § 2 Abs. (4) vor
geschlagen, die nur das Ziel hat, klarzust~llen, daß bei 
Verteilung der Kosten unter sämtliche Beteiligte oder 
auf einen Teil auch die Verhältnisse der Beteiligten, 
die nicht Schuldner sind, berücksichtigt werden sollen. 

Der Ausschuß glaubt, Ihnen empfehlen zu können, 
die Vorlage mit der vorgeschlagenen Änderung an
nehmen zu können. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat
tung ist die Aussprache eröffnet. Wortmeldungen lie
gen nicht vor, ich schließe die Bespr~ung. Wir kom
men zur zweiten Beratung. Ich ru!e auf die §§ 1 und 2 
und lasse zunächst abstimmen über den .Änderungs
antrag, der Ihnen in der Drucksache II/1393 zugeleitet 
worden ist. Wer diesem Änderungsantrag seine Zu
stimmung geben will, bitte ich um Erhebung der rech
ten Hand. Die Gegenprobe! Stimmenthaltung? 

Angenommen bei fünf Stimmenthaltungen der Kom
munistischen Partei. 

Ich rufe auf die §§ 3 und 4, Einleitung und Über
schrift. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung seine Zu
stimmung geben will, bitte ich um Erhebung der rech
ten Hand. Die Gegenprobe! Stimmenthaltung? 

Das Gesetz wurde in zweiter Lesung gegen fünf 
Stimmen der Kommun~tischen Pal'tei angeno~en. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ I, 2, 3 und 4, Einleitung und Überschrift. Wortmel
dungen liegen nicht vor; ich schließe die Besprechung. 

Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich vom Platze zu erheben. 
Die Gegenprobe! Stimmenthaltung? 

Das Gesetz ist angenommen bei fünf Stimmenthal
tungen der Kommunistischen Partei. 

Wl-r kommen zum Punkt 6 der Tagesordnung: Zweite 
und ddtte Beratung: eines Landesgesetzes zur Bekämp
fung von Bienenseuchen - Drucksache II/1349/1404/1416. 
Berichterstatter für den Agrarpolitischen Ausschuß ist 
<ler Abgeordnete Be<:kenl>ach. Ich erteile ihm das Wort. 

A b g. B e c k e n b a c h : 

Meine Damen und Herren! Der Agrarpolitlsche Aus
schuß hat sich in seiner Sitzung vom 15. 2. 1950 mit 
der Vorlage befaßt, die Ihnen in der Drucksache 
II/1349 vorliegt. Diese Gesetzesvorlage soll in unserem 
Lande eine Lücke in dem Tierseuchengesetz ausfüllen, 
das die Seuchengefahr auf dem Bienensektor betrifft. 

Die Länder Württemberg und Baden haben schon 
einige Jahre durch ein Gesetz diese Lücke geschlossen 
und in Hessen besteht schon ein ähnliches Gesetz seit 
dem Jahre 1935, das im wesentlichen die Regelung 
trifft, die hier in dieser Vorlage geplant ist. Die Be
deutung dieses Gesetzes wurde von dem Agrarpoli
tischen Ausschuß einstimmig anerkannt, die Bedeutung 
insoweit, als die Pflege der Bienenzucht hinsichtlich 
der Obstbaumkultur und auch hinsichtlich der Land
wirtschaft außerordentlich bedeutungsvoll ist. Sie tritt 
um so mehr in Erscheinung, als die Zahl der Bienen
völker, die vor einigen Jahren 20 000 umfaßte, sich in 
unserem Lande Rheinland-Pfalz jetzt auf 80 000 erhöht 
hat. Unter Berücksichtigung dieser Tatsache hat der 
Agrarpolitische Ausschuß dem Gesetz im wesentlichen 
seine Zustimmung gegeben, hat ihnen aber in der 
Drucksach-e n 1404 e.i:ndge r rdaktione lle Abänderungen 
unterbreitet, die der Ausschuß empfiehlt, annehmen zu 
wollen. Der Ausschuß schlägt Ihnen vor, die Vorlage 
mit den Abänderungen hier anzunehmen. Soweit die 
Berichterstattung des Agrarpolitischen Ausschusses. 

Im Auftrage meiner Partei halte ich es nun für not
wendig, gleich im Anschluß daran Ihnen eine neue 
Abänderung zu unterbreiten, und zwar soll in dem § 3 
letzter Satz hinter den Worten „beamteter Tierarzt" 
eingefügt werden: ,,nach Anhören des zuständigen 
Bienensachverständigen". Der § 3 des Gesetzes soll 
jetzt folgenden Wortlaut haben: 

„Zur Abwehr der in § 1 bezeichneten Seuchen kann 
die Polizeibehörde die Tötung von Bienenvölkern und 
die Vernichtung der Waben anordnen. Diese Maßnah
men sind nur zulässig, wenn nach dem Gutachten des 
beamteten Tierarztes, das dieser nach Anhören des 
zuständigen BienensachversländLgen erstattet. ein 
wirksamer Schutz gegen die Verbreitung der in § 1 
aufgeführten Bienenseuchen nach Lage des Falles auf 
andere Weise nicht erzielt werden kann." 

Ich überreiche Ihnen diesen Zusatzantrag, Herr Prä
sident. Ich bitte das Hohe Haus, auch darüber abstim~ 
men zu wollen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die allgemeine Aus
sprache ist eröffnet. Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor; ich schließe die Besprechung. Wir kommen 
zur zweiten Beratung. Ich ru!e auf den § 1, § 2 und § 3 
und lasse zunächst abstimrnen über dEn A.bände
run:gsantra.g, den soe,be,.n der ~bgcoronete Becken
bach im Auftrag der Sozialdemokratischen Partei vor
getragen hat. Wer diesem Abänderungsantrag seine 
Zustimmung geben will, bitte ich um Erh~bung der 
rechten Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme !est. 

Wir kommen zu § 4, § 5. Ich lasse zunächst abstim
men über den Abänderungsantrag, der Ihnen in Druck
sache II/ 1404 zugeleitet wurde. Wer dem Abänderungs
antrag seine Zustimmung geben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. 

§ 6, § 7. Ich lasse zunächst über den Abänderungs
antrag abstimmen. Wer dem Abänderungsantt'ag zu
stimmen will, bitte ich um Erhebung der rechten 

• Hand. 
Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

§ B und § 9. Ich _ lasse zunächst über den Abände
rungsantrag zum § 9 abstimmen. Wer dem Abände
rungsantrag zustimmen will, bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. 
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Ich stelle die einstimmige Annahme fest. Einleitung 
und Oberschtift. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung 
seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9, Einleitung und Überschrift. 
Wer in dritter Beratung dem Gesetz seine Zustimmung 
geben will, bitte ich, sich vom Platze :iu erheben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt '7 der Tagesordnung: zweite 
Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung der L VO. 
iiber die Errichtung und die Tätigkeit von Betr~ebs
räten vom 15. 5. 1947. (Drucksache II/781/1238/1415.) 
Berichterstatter ist det Sozialpolitische Ausschuß, der 
Abgeordnete Scheerer. Ich erteile ihm das Wort. 

A b g. S c h e e r e r : 

Meine Damen und Herren! Am 15. Mai 1947 verab
schiedete d ie damalige Landesregierung die Verord
nung über die Errichtung und die Tätigkeit von Be
triebsräten. Wenn auch dieses Gesetz nicht unter Mit
wirkung einer Volksvertretung zustande gekommen 
ist, so Wal· ec; doch kein Gesetz, das nur im Schoße der 
Regierung vorbereitet und dann verkündet wurde, son
d~m an dies~m Gesetz ha'ben d.ama'1s die Beteiligten, 
nämlich die Gewerkschaften und A rbeitgeberverbände, 
lebhaft mitgearbeitet. Es war also eine Art Gemein
schaftsarbeit zwischen Regierung und den beteiligten 
Verbänden. Das Gesetz war im übrigen das erste Ge
setz, das in Deutschland nach 1945 erschien, das diese 
Materie regelte. Es ist ganz klar, daß, wenn wir uns 
einmal diese paar Jahre zurückversetzen und wissen, 
mit welchen Mitteln damals gearbeitet werden mußte, 
daß ein solches Gesetz bei der Anwendung in der 
Praxis hier und da Lücken aufweisen wird. Aber im 
ganzen g:es-e-ht!n, darf man sagen, daß di,?se Regelung im 
Lande Rheinland-Pfalz von den Beteiligten begrüßt 
und auch anerkannt worden ist. In weiten 
Kreisen Deutschlands, · namentlich in der brithx::he11 
Zone, hatte man bis dahin und auch bis heute nur das 
Kontrollrot,s.g,esetz Nr. 22, di;i.s in <::'inigen wemgeo. 
Paragraphen d'iie Materiie regelt. Nun ist es ja in 
D€'<Utschland so, d.iß m<ln d ~·m Grundsatz h'l.Lidiigt: 
,,Was du sd1warz auf weiß besitzt, kannst du gie

trost nach Hause tragen." Man will also viele 
Materien möglichst erschöpfend rcgcln, d amit zwi
schen den Beteiligten keine Düferenzen aufkom
men. Ob dieser Zustand, auf die Dauer gesehen, halt
bar ist, ist eine Frage, die in diesem Zusammenhang 
nicht interessiert. Ich erwähnte vorhin, daß bei der 
Anwendung der Landesverordnung in der Praxis hiet· 
und da Schwierigkeiten aufgetaucht sind. Insbesondere 
wurden verschiedentlich Wünsche geltend gemacht, 
man möge die Wahlordnung ändern. Die Regierung 
hat im vergangenen Jahr einen Entwurf dem Landtag 
zugeleitet, der Ihnen in der Drucksache II/1238 vor
liegt. Als dieser Entwurf in der damaligen Landtags
sitzung besprochen wurde, standen die Wahlen kurz 
vor der Tür, und es wäre notwendig gewesen, diese 
Geschichte entweder schnell durchzupeitschen oder die 
alte Landesverordnung bestehen zu lassen und d ie 
Wahlen so durchzuführen. Der Landtag kam damals ' ' 
auf den Ausweg, ein kurzes ~setz zu verabschieden, 
da.s die Arntsdauer der Betriebisräk: bis zum April d. J. 
verlängert. Dieses Gesetz konnte zunächst nicht wirk
sam bzw. verkündet werden, weil ihm die Bestimmun
gen des Kontrollratsgesetzes Nr. 22 hindernd im Wege 
standen. Die Landesregierung hat deshalb bei den 

Hohen Kommissaren beantragt, man möge die ent
gegenstehenden Bestimmungen d ieses Kontrollrat s
gesetzes für das Land Rheinland-Pfalz aufheben. In
zwischen ist eine Ver~m!nung erschienen, die das Kon

. trollratsgesetz Nr. 22 überhaupt im Gebiet des Landes 
Rheinland-?falz c1ufhebt, so daß d ~mit cEeser Verord
nmig nichts mehr him:lemd im Wege steht. Der Sozial
politische A'll,schuß hat skh mit dieser R~giernn,gs,
vorlage befaßt und war der Me.inung. man müsse 
dnw di'e bete!Hgten Gewerkschaften ,und Arbeitgeber
ve-.rbände :hören. Dirc Stellun:gnahm:::n der Ver
bände gingen aber teilweise so spät ein. d~ß die ab 
schließende Verhandlung über d iese Gesetzesvorlage, 
noch nicht durchgeführt werden konnte. Der Sozial
politisthe Ausschuß hat sich in seiner gestrigen Sit
zung nun mit der Situation befaßt und überlegt, was 
sollen wir nu.n machen? Die Amtsdauer der Betriebs
räte läuft im Monat April ab. Soll nun im Monat April 
g;ewähl-t wer>den, oder soll die Amtsdauer noch ~in
mal verl.än:gert wer.den? Man hat diese lE!tztere 
Fraige V€'rneint, und zwar au·~ fol,gendem Grunde: In 
der britischen Zone wird im April gewählt, und das 
war ein G rund, die Wahl:zeit in den April auch für da~ 
Land Rheinland-Pfalz zu verlegen. Es wird angest rebt , 
im ganzeh Bundesgebiet einheitlich in Zukunft die 
Wahlen im April durchzuführen. 

Der Ausschuß stand .also gestern wieder vor der 
Frage: AnwE:>ndung der alten Landf's,verotxm.ung für 
die &~jährige Wa,hl oder Ändel'Ung? Nach einer -län
gcrcnBcratung wurde folgender Ausweg gefunden: Es 
ist im Augenblick nicht an der Zeit, sehr tiefgreifend 
in die maieriellen Best immungen des Betriebsräte
rechtes hineinzuslcigen. Aber immerhin wollte man 
doch.,, d.en Wüns~cn auf Abänderung der Wahlordnung 
entgcgc,:ikommen und hat deshalb einige Bestimmun
gen, die teilweise in der Regierungsvodage waren, teil-

! . weise im Ausschuß zum Ausdruck gebracht wurden, 
l zusammengefaßt, die Ihnen nun in der Drucksache 
{ II/1415 vorliegen, An sich hatte sich der Ausschuß nur 

ein ganz ku.rzes Geset:>; gedacht, ein Gesetz, das viel
leicht m it zwei Parngraphen diese Materie regelt. Bei 
der Durcharbeitung stellte sich aber heraus, daß es 
bei diesen zwei Paragraphen, die also praktisch ein
heitlich hier geregelt werd12n sollen, nicht ble'i•b€11 kann 

·· sorudc1·t1 daß ,sicli <lurch das ganre Ge~tz ,.v,:e e l~ 
roter Faden· verschiedene technische Ausdrücke durch
ziehen, di~ auf Grund 9-ieser Andernng mitgeändert 
werden mu·ssen. badurch ist a iese Vorlage e twas um
fangreich gewol'den. Man war weiterhin im Ausschuß 
der · Meinung, man sollte auch den § 15 des Betriebs
t·äteges.ctzes änidcrn. Nach dem § 15 sind eliemal.ige 
Mltgiied~'T der NSDAP, Amt.sträge-r der De,utsc.'hen 
Arbeitsfront usw. nicht wählbar . Wir ,haben des
halb eine Fassung vorgeschlagen, die Sie auch in die
ser Vorlage finden. Außerdem wurde in die Vorlage 
noch die Drut'k~al'he II/781 eingebaut, die ledigfü:h eine 
Dr:uckfohl':'f'berit'hti.g,,.m:g darsfollt. 

Der Sozialpolit.ische Ausschuß schlägt Ihnen vor, 
diese Drucksache II/1415 heute in zweiter Lesung an
zune:t;unen. Heute abcnd wird der Sozialpolitische Aus
schuß absc):lließend zu diese,r Vorlage nod1 einmal Stel
lung nehmen, so daß den Parteien die Möglichkeit 
gegeben ist, ihre Wünsche hie!' noch zu äußern. Ich 
bitte Sie also im Auftrag des Ausschusses, dieser Vor
lage in zweiter Lesung ihr e Zustimmung zu geben. 

Präsident: 

Nach der Berichterstattung ist die Aussprache e!'
üi.fnct. Der Beratung liegt zugrunde, wie die Bericht
erstattung bert::its · ausgeführ t hat, die Drucksache 
Ili1415. Zur_ Cieiichäftsordnung de!' Abgeordnete Her tel. 
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Ab g. Her t e 1: 

Ich bitte die Parteien, zu erwägen, ob wir nicht 
heute auf eine Aussprache verzichten können und die
selbe au! morgen verschieben, weil heute abend in der 
Besprechung des Ausschuss<!S sicherlich noch eine 
ganze Reihe Auf.fussungen gegensätzlicher Art über
bt'liclct werd~n kann. (Zuruf A,bg, Dr. Zi.mme-r: Ich 
stimme dem Vorschlag zu!) 

Präsident: 

Es ist der Antrag ,gestellt woroen, auf die Aussprache 
zu verzichten und die Generalausspra,;:he morgen durch~ 
zuführen. Der Abgeordnete Dr. Zimmer. · 

Abg. Dr. Zimmer: 

Ich erweitere den Antrag dahin, daß wir auch die 
Abstimmung ir. zweiter Lesung aussetzen, weil wir 
zunächst einmal noch die Vorlage beraten müssen. Wir 
sind jeti.t erst in Kenntnis gesetzt worden von dem 
InhalL" der Vorlage U/1415 und . eine verantwortliche 
sachliche Stellungnahme ist den meisten von uns ein
fach noch nicht möglich, und ein Zeltverlust durch eine 
Verschiebung der Abstimmung würde nicht entstehen, 
wenn wir das auf den moi,gigen Tag verschieben. 
Selbstverständlich unter der Voraussetzung, daß mor
gen die dritte Lesung stattfindet. 

Präsident: 

Also :!eh muß zunächst die Parteien !ragen: Sind Sie 
mit der morgigen dritten Lesung dieses Geset.1:es ein
verstanden, daß heute al~o über den Fall nicht mehr 
gesprochen wird, auch nicht abgestimmt wird, sondern 
daß morgen die Gesamtabstimmung erfolgt in zweiter 
und dritter Beratw,.g. Der Abgeordnete Steger (FDP) 
hat das Wort. 

A b g. S t e g e r : 
Ich muß darauf verweisen, was Dr. Nowack zu dieser 

Sache eingangs gesagt hat: er hat widersprochen. 

Präsident: 

Also Sie bestehen au! ... 

A b•g. Stege r: 
Jawohl, ich kann jetzt noch nichts anderes sagen. 

P.r ä s l den t; 

Gut, jawohl. Es ist darüber ll.U entscheiden - dann 
müssen wir heute die zweite Lesung durchführen. E.s 
ist darüber zu entscheiden, ob dem Antrag des Ab
geordneten Hertel stattgegeben wird, auf die Aus
sprache zu verzichten. Nach der Gescliliftsordnu,ng 
heißt c-s ausdrückHclt, daß In der Regel b.ci der z,veiten 
Beratung eine allgemeine Aussprache nicht erfolgt, son
dern bei der dritten Beratung. Also deckt sich dieser 
Antrag !m Grunde genommen mit der Geschäftsord
nung. Wer dem Antrag, au! eine Debatte zu verzichten, 
zustimmen will, b!tte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Die Gegenprobe? Gegen die Stimmen der Kom
munistischen Partei angenommen. Wir kommen des
haJ,b zur Abstimmung. Ich rufe auf die Artikel l bis 14, 
Elnleltung und Überschrift. Wer dem Geset.z in zweiter 
Beratung seine Zustimmung geben will, bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe? Stimm
enthaltung? Das Gesetz ist mit überwiegender Mehr
heit angiä!nommen. 

' 

1 .. 
i 
1 

1 

Wir kommen zum Punkt 8 der Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion der CDU betreffend Bereltstellunl' von 
Win'.l:erkredlten (Drucksache II/1385). 

A b g, S t e g er : 

Zur Geschäftsordnung! Muß da nicht beschlossen 
werden Überweisung an den Ausschuß heut€ aben<l? 

Präsident: 

Jawohl, Sie haben recht, es ist irrtümlich nicht durch~ 
gefÜhrt worden. Es ist der Antrag gestellt worden, 
dieses Gesetz nach der zweiten Beratung an den Sozial
politischen Ausschuß zu überweisen. Widerspruch da~ 
gegen erhebt sich nicht, es ist so beschlossen. Der 
Sozialpolitische Ausschuß tritt eine Stunde nach Been
digung dieser Sitzung im AusS'"'..hußzimmer zusammen. 

Wir kommen zum Punkt 8 der Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion der CDU betreffend Bereitstellung von 
Wlll'.l:erkrediten (Drucksache 11/1385). Zur Begründung 
der Abgeordnete Drathen von der CDU. 

Ab g, D r a t h e n : 

Meine Damen und Herr-en! Ob der Ihnen vorliegende 
Antrag der CDU vorgelegt worden wäre, wenn es in 
Rheinland-Pfalz, dem Weinland des deutschen Bundes, 
keine Weinabgabe gegeben hätte, möge dahingestellt 
bleiben. Es ist auch müßig, sich heute über den Wert 
oder Unwert der Weinabgabe zu unterhalten, da sie 
ja zum 1. April fallen wird. Das eine aber kann man 
als sicher feststellen, Segen hat sie dem Weinland 
Rheinland-Pfalz nicht _gebracht. Und so wird ihr von 
niemandem, ich hoffe, nicht einmal vom Herrn Finanz
minister, der leider nicht anwesend ist, eine Träne 
nachgeweint werden. Wenn man vor zwei Jahren 
fälschllcherweise die Situation so günstig sah, daß 
manche glaubten, den Wein mit einer Sondei:belastung 
ohne Gefahr für den Weinbau beglücken zu können, so 
hat sich, beginnend mit dem Anfang des Jahres 1949, 
die Lage so grundlegend geändert, daß man heute Um
schau danach hält, wie der Weinbau vor einer Lage 
bewahrt werden kann, die sich bereits sehr düster 
am Horizont abzeichnet und deren Sturmzeichen sich 
durch An,gst- und Notverkäufe - zum Teil erheblich 
un~r den Gestehungskosten - schon sehr störend für 
die' G€:samtl.age des Weimnarktes bemerkbar machen. 
Während im Herbst 1848, größtenteils durch un
verantwortliche, fachfremde Element€, die Preise über 
Gebühr heraufgetrieben wurden, der alteingesessene 
Handel n-ur zögernd unter dem Zwang, nicht ganz aus 
dem Geschäft ausgeschaltet zu werden, folgte, ist heute 
g(•nau so unberechtigt ein Preistiefstand erl"eidlt wor
den und scheint stellenweise noch nicht zum Abschluß 
gekommen zu sein, der dem Winzer keine Ex istenz
möglichkeit mehr läßt und ihn der Gefahr der Ver
elendung preiJgibt, um so mehr, als heute die Geste
hungskosten das Doppelte der Vorkriegsbebauungs
kosten betragen. Ich brauche vor diesem Hohen Hause 
die Bedeutung des Weinbaues und Weinhandels für 
das Land Rheinland-Pfalz nicht darzulegen. Sie sind 
alle mehr oder weniger gut hierüber unterrichtet. Ich 
halte es aber für meine Pflicht, hier d.arzulegen, daß 
seitens des Landtages und der Regierung alle Mög
lichkeiten ausgeschöpft werden müssen, um diesen 
Stand, der dem Lande Rheinland-Pfalz, dessen Land
wirtschaftsministerium als einziges Landwirtschafts.
ministerium aller deutschen Länder nicht zu Unrecht 
mit Stolz d:le Bezeichnung „Ministerium für L,mdwirt
schaft, W e i n b a u und Forsten" trägt, das Gepräge 
gibt .:. besitzt doch unser Land 80 v. H. der gesamten 
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deutschen Weinpro:iuktion, seine Lebensmöglichkeit 
zu skhern. Ob man nun in Form eines Weinbaukredi
tes, wie es der vorliegende Antrag wünscht, diese 
Hilfe glaubt mobilisieren zu können, möge in den Aus
schüssen eingehend geprüft werden. Es werden nach 
dieser Seite verschiedene Vorschläge 'Vorgelegt -we11den, 
die die früheren, bei sokhen Kreditgewährungen ge
machten -unangenehmen E11fahrungen vermeiden. Sie · 
vor Prüfung an -dieser Stelle zu erörtern, dül.'fte nicht 
angebt"acht sein. Notwendig scheint es mir aber, auf 
Folgendes a-ufmerksam ZJU machen: Eigentlich dürfte 
es ein Problem: Schwi,erigkeiten des Weina:bsatzes in 
Deutschland, überhaupt nicht geben. Unsere Ernte be
trug - wohlgemerkt, die Weinernte in Westdeutschland 
- im vergangenen Jalllre etwa 1,4 Millionen Hektoliter, 
das sind auf den Kopf der Bevölkerung etwas mehr 
als 3 1 pro Jahr. Die Vorratshaltung der Weinkellereien 
liegt weit unter dem Friedensdurchschnitt. Sie dürfte 
höchstens ·bei 25 v. H. liegen. Die letztjährige Ernte 
war aber nicht nur mengenmäßig klein, sondern auch 
qualitativ so her,vorragend, daß sie :ru den besten Jahr
gängen der vergangenen 50 Jahre gerechnet weroen 
muß. Also, trotz geringer Ernte, trotz hervorragen<l.er 
Qualität keine Nachfrage - an sich ein Novum in dei· 
Marktwirtschaft. Welches ,sind nun die Gründe? An 
erster Stelle ist es .wohl der Grund, daß vieLfach der 
Konsument von den so staiik gefallenen Erzeugerprei
sen noch nicllts gemerkt oder es noch nicht genügel:).q 
gemerkt hat. Hier möchte ich ein ernstes Wort an die 
ric.titen, die sich bisher n icht entschließen konnten, ihre 
teuer gekauften Weine dem heutigen Wiederbeschaf
fungsprei.s anzugleichen, die sicherlidl im umgekehrten 
Falle dul"chaus berechtigt nicht zögern, den Ausgleich 
vorzunehmen. 1Durch diese Maßnahme würde sicherlich 
eine fühlbare Belebung im Absatz eint!"eten, die nidlt 
nur dem Kosumenten dur-ch billigeren Einkauf zugute 
kommt, sondern auch dem Verkäufer durch die damit 
verbundet1e Umsatzsteigerung. Es sind aber nicht nur 
die unberechtigt hohen Ausschank- oder Verkaufs
preise, die den Absatz hemmen, ,sondern es wird a'Uch 
allgemein festgestellt, daß auch dort, wo deutsche 
Weine zu durchaus billigen und annehmbaren Preisen 
angeboten werden, diese seitens des Konsumenten kei
nem Interesse begegnen, dafüt· aber vom Verbraucher 
ausländische Weine, die zu weit höheren Preisen a1s 
deutsche Weine angeboten werden, gefragt werden. 
Diese Weine werden so flott abgesetzt, daß die Nach
frage trota. der hohen Preise, die dafür verlangt wer
den, nicht befriedigt weroen kann. Hier düx,fte es also 
auch im Sinne des bekannten Memorandums liegen, 
wenn -der deutsche Verbraucher sich etwas mehr Zu
rückhaltung ,auferlegen würde. Wenn vor dem Kriege 
eine Flasche Tarragona zu 70 Pfennige Ln jedem De
tailgeschäft gekauft werden konnte, und dieser Wein 
heute zu 3 • DM flotten A!bsatz .findet, deutsche Weine 
aber 2:u 2 DM und billiger nicht gekauft werden, so 
gi,bt . das zu denken. Es ist volkswirtschaftlich nicht 
vertretbar, Konsumweine einzuführen, solange die 
eigene Weinproduktion k.eine Abn(:eh~r find.et. Wenn 
ich hier an den Verbraucher die ivolkswirtschaftlich 
begründete Aufforderung richten muß, lbei Auswahl 
der zum Konsum vorgesehenen Weine den deutschen 
Weinen den ihnen gebührenden Platz einzuräumen, so 
möchte ich aber auch gleichzeitig die Mahnung an alle 
diejenigen richten, die es angeht, dafür zu sorgen, daß 
nur qualitaUv einwandfreie, den Vorschriften des 
Weingesetzes entsprechende Weine in den Ver-kehr ge
bracht werden. Ich bitte den Herrn Landwirtsch.aits
minisier, dafür zu sorgen, daß tlie Weinkontrolle mit 
dem nötigen Nachdruck ihr Augenmerk im Interesse 
des reellen Winzers, des Handels und auch im Interesse 

des Vel1\:lrauchel'S auf diese Forderung legt. Wenn an
dere weinbautreibende Länder versuchen, im Rahmen 
der ~delsverträge Weine nach ,Deutschland einzu
führen, $0 kann man durchaus Verständnis für diese 
!Bemühungen haben. Wir müssen aber von unserer Re
gierung verlangen, daß sie ,bei der ·Bundesregiemng 
die Einfuhren mengenmäßig und vor allem auch preis
lich in einem für den eigenen Weinbau erträglichen 
Rahmen hält. Wenn ich, wie ich sa-gte, für diese Be
mühun·gen _a,nderet· Länder, im Interesse ihres Wein
baues Absat4quellen zu ersch.ließen und alte Verbin
du~eu Wieder apzukni_q)fen, volles Verstänidnis a'U'f
bringe, .so muß ich aber zu meinem großen Bedauern 
feststellen; · daß meoin·es Wissens von uns~ret· Seite bisher 
noch ke;i,n,erlei Abmachungen getroffen -..wroen konn
ten, in den Handelsübereirl'kommen zwis-chen West
un:d .Ost.deutsch.land eine dem früheren Verbrauch in 

. di~.s.em: .~i~L ~ntsprechende Weinmenge vorzusehen. 
Mitteldeutschland und Ostdeutschland waren unsere 
größten Weinverbraucher. Daß diese Absatzquelle bis
her restlos verschlossen blieb, ist ein Versäumnis, das 
mein~ Erll,chtens einer der Hauptgründe der Absat.z
stocltu.ng ist: Ich möchte bei dieser Gelegenheft einen 
Appell an die Regierung und alle beteiligten Stellen 
rlchten, ~1.mmehr mit allem Nachdruck. dara•uf zu ,be
stcl).eri., daß mit dem gleichen Recht und mit der glei
chen Fürsorge, wie andere Länder darauf ,bedacht sind, 
die !~t~ressen ihrer weinbautreibenden Bevölkerung 
zu vertreten, diese Interessen für unsere WLnzer dm 
den Vertrags,verhandlungen zwischen Ost- und West
deutschland wahrgenommen werden. An dieser Stelle 
k.aiOn ich es nicht. ,unterlassen, darauf hi=uweise,n,, 
d<lß, wäihrend die Einiiuhr nach Deutschlan:d i'll 
KOIJGum'W'ein den Stand von 1938 erreicht, ;jn In-
9-ustrlewein gar .überschritten hat, die Ausfuhr 
aus Deutschland wt>-it !hinter dem Stand von 1938 
zurückgebli€ben jst. Ehear.als große Abnehmer haiben 
dur,ch ,hohe Zölle, insbesondere auf Qu.alitätswe:iin.e, 
di-e in. Ela.sch,en geliefert werden, die Ausfuhr 
fast vollstän.diig ,unmöglich genwcht. Daß <lie,"'1€ Zol-1-
sch.ran.ken auf ein erträgliches Maß gesenkt wer
den, möge die Regiex,ung zu erreichen bestrebt sein, 
gleLchzeitig aber auch, daß seitens des Bundes Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, um den Absatz im 

' Ausland xu fördern. Durch den Krieg haben wir wich
•tige Absatzländer verloren, die wiederzugewinnen drin
gem;l notwendig ,geworden ist. Zum Schluß möchte id1 
dem ausschuß zur Berntung dieser Vorlage noch einen 
Goo.anken !Jl.iJ,auf den Weg geben. ,Die Mittel aus der 
Weinabgabe siqd. bekanntlich zweckgebunden . .Man hat 
sie zum Teil bereits für Zwecke der Reblausbekämp
fung verwandt bzw. vorgesehen. Die Absicht ist durch
aus lobenswert, wenn ich auch pel'~önlich der Meinung 
bin, >daß diese Aufgabe wie ehedem von breiteren 
Scbtultern übernommen werden muß. Dem Winzer ist 
im Augenblick jedoch das Hemd näher als der Rock. 
Die evtl. durch die Reblaus verursachte Not droht e rst 
in Jahren. iA.kut ist die Not, die durch die .AJbsatz
scll:wierigkeiten bedingt, bereits an der Türe klopft. 
Wäre ~s da nicht richtiger, größere Beträge aus der 
Weina,bgab~ zu einer zielbe~ußten Absat:r;werbung zur 
Verfü,g.ung zu stellen? Interessant wäre es, vom Herrn 
Finanzminister zu erfahren, wie groß die Beträge sind, 
die, seitdem· die ·weina·bgabe zweckgebunden ist, aus 
ihr geflossen .sind, wie darüber verfügt wor<l,m ist 

!, und welche iBeträge gegebenenfalls neben den bereits 
zur Verfügung -stehenden 300 000 DM zur Absatzwer
bung z:ur Verfügung gestellt werden können. Es dürfte 
eig~nlli-ch für uns kein Problem sein, mit einer Durch
schnitts~~~t"e von ·ei:-:va 2 .Millionen Hektoliter Wein pro 
Jahr bei 40 Millionen Einwohnern fertig zu werden, 
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wenn es Frankreich gelingt, bei ungefähr gleicher Ein
wohnerzahl Jahr für Jahr eine Flut von ungefähr 65 
Millionen Hektoliter Wein zu meistern. Zwar ist für 
Frankreich der Weinbau eine Angelegenheit, mit der 
sich die Regierung des ganzen Landes ernstlich befaßt. 
(Zuruf: Die Preise!) Mein~ Damen und Herren, sellbst
verständlich die Preise! :Es wird ja keiner von ,uns ver
langen, daß der deutsche Wein llier in unserem Lande 
ein solches Volksgetränk wird, wie in Frankreich der 
!ranzösische Wein es ist und sein muß. Denn diese 
2 Millionen Hektoliter Wein pro Jahr reichen ja nur 
für höchstens 5 ,bis 6 1 pro Kopf der Bevölkerung im 
Jahre, wä,hrend ln Frankreich pro Kopf 160 l getrun
ken werden! Also darüber sind wir uns ja klar, -das 
Problem, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wäre gelöst, wenn in jeder Familie pro Sonntag nur 
eine Flasche Wein getrunken würde. (Zuruf Abg. Dem
merle: Wenn sie trinken könnte! - Unruhe! - Glocke 
des Präsidenten.) Ich sagte, zwar ist für Frankreich der 
Wein-bau elne Angelegenheit, mit der sich die Regie
rung des genan°iten Landes ernstlich beschäftigt. Bei 
uns dürfte sie sich, so ho.ffe ich, nachdem unser Land
wirtschaftsministerium den Z'llsatz „Wein.bau" erhal
ten hat, auf diesem Wege befinden und versuchen, die 
Bundesregierung :für diese für uns so drängende ,Frage 
zu interessieren. (,Beifall!) 

Präsident:. 
Das Wort hat der Abgeordnete Horch von der Sozi.al

demokratlschen Partei. 

A bg. Horch; 
Meine Damen und Herren! Nach der dramatischen 

Schilderung meines Vorredners ilber die Lage im Wein
bau kann ich mich aur wenige sachliche Bemerkungen 
üpe1· die Winzerkred.lte beschränken. Der Herr Kollege 
Drahten hat das so ausgiebig besorgt, daß dem nichts 
hinzuzufügen ist. 

Daß sich der- Weinbau in einer ernsten Krise befin
det, .ist allgemein bekannt. Sie ist hervorgerufen durch 
die Absatzstockung und nicht zuletzt auch durch Frost
schäden des vergangenen Jahres. Dort. wa große Fro::it
schäden au!getreten sind und daher weder Barmittel 
noch Wein zur Verfügung stehen, ist selbstverständlich 
eine Hilfe in Form von Krediten notwendig. Aber dort, 
wo eine gute Ernte eingebracht wut'de, sollte man doch 
etwas vorsichtig in der Kreclit.g,ewähr:un,g sein, denn man, 
hat im Jahre 1924 crnit den. Krediten - damals waren 
t.'11 90 Mfilllonen, also 100-0 Mark auf das Hektar - sehr 
schlechte Erfahrungen gemacht. Die Winzer haben zum 
Teil die Kredite in der trü,gerischen Hoffnung in An
spruch genommen, daß sie einmal niedergeschlagen 
würden, genau wie bei der Industrie, der man ja auch 
700 Millionen Kredite geschenkt hat. Ein Weinguts
besitz.er aus Trarbach hat mir erzählt, daß er von dem 
800-Mark-Kredit, den er bekommen hat, eine Reise 
finanzierte. Daher haben wir Bedenken gegen eine all
gemeine Kreditgewährung. 

Schlechte Ernten und gedrückte Preise machten die 
Rückzahlung schwer. Daher steht man heute auch in 
Winzerkrelsen "den Krediten ablehnend gegenüber und 
man lst eher geneiigt, einem Kredit für den Weinhandel 
zuzustimmen, da man sich von der Aufueburlg der 
Weinabgabe und einem Kredit an den Weinhandel eine 
Belebung verspricht; denn eine Kreditgewährung an 
die Winzer überdeckt ja nur do.s Übel, sie bringt keine 
Belebung, während eine Kreditgewährung an den 
Handel - dabei sollen natürlich die Gebiete, die Frost
schäden hatten, auch mit Krediten berücksichtigt wer
den - doch immerhin eine gewisse Belebung herbei
führt. 

Wenn man überlegt, daß dem Weinbau durch Kredit
gewährung wirksam geholfen werden soll, so müßte 
man bei 50 000 ha in Rheinland-Pfalz - grob über den 
Daumen gepeilt - 50 Millionen Mark aufbringen. Ich 
bin aber überzeugt, daß man mit einem Bruchteil da
von - sagen wir mal, mit der Hälfte dieser Summe -
beim Weinhandel einen viel größeren Erfolg erzielen 
würde, als wenn man diese Kredite <l.en Winzern geben 
wilrde. (Zurufe: Hört, hört!) Die Absntzstocku,ng schafft 
gewiß eine ernste Lage. Sie ist zum Teil hervorgerufen 
durch die Schwierigkeiten im Export, aber auch im 
Inland sind Hemmungen, die zum Teil nicht vorhanden 
sein dürften.' Es ist einmal die fehlende Kau!kra!t, 
und dann sind es vor allen Din.gen die großen Zwi
schenhandelsspannen, die in der Regel über 300 v. H. 
und noch mehr betragen! Diese hohen Spannen, die in 
einer Zeit festgesetzt worden sind, als die Patenwein
aktionen noch liefen und für die Weine Mindestpreise 
festgesetzt waren, sind schon lange revisionsbedürftig; 
denn damals stand der Wein.preis in den Kon\Sllffiwein<:>n 
in einem Teil des Moselgebietes sogar auf 15 bis 20 
Pf. das Liter, also 150,- M bis 200,- M das Fuder, wäh
rend an der mittleren Mosel die Mittellage mit 400,
bis 500.- Mark je F1u-der ,br;zahlt W".troe. 

Es wäre also einmal an der Zeit, hier etwas zu tun. 
Wir haben allerdings ja nun die „gepriesene freie Wirt
schaft" und können dadurch in obigem Sinne nicht mehr 
durch die . Preisbildungsstelle einwirken. Die über
höhten Preise gefährden ja nicht nur den Absatz, son
dern auch den Fremdenverkehr. Wenn der Fremde ln 
unserem Lande für den Wein übersetzte Preise zahlen 
muß, so bedeutet das keine Anziehung für ihn. 

Aus diesen Gründen erachten wir es für notwendig, 
daß das zuständige Ministeriwn eine Stellungnahme 
der Winz.erverbände und des Weinhandels einholt und 
diese dann den Ausschüssen vorlegt, damit die Aus
schüsse zur Besprechung der Kreditgewährung eine 
bessere Basis haben; denn schließlich muß man die,
jenigen glücklichen Empfänger auch befragen, die 
solche Kredite in Anspruch nehmen sollen. Im ilbrigen 
stimmen wir diesem Antrag zu. (Beifall bei der SPD\. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schweinhardt von 
der Freien Demokratischen Partei. 

Abg. Schweinhardt: 

Meine Damen und Herren! Als Winzer der Nahe 
will ich Ihnen kein Klagelied der Winzer singen; denn 
ich merke an der Stimmung des Hauses, daß viele die 
heutige Situation der Winzer überhaupt noch nicht 
kennen. Es ist auch kaum zu glauben, daß nach einem 
goldenen Zeitalter mit so viel flüssigem Kapital, d:is 
den Winzern zugeflossen ist, jetzt schon diese Situation 
eingetreten ist, daß tatsächlich das Geld ausgegeben 
ist. Ich kann Ihnen versichern, als Kenner des ganzen 
Nahe- und Rhein-Weingebietes: es ist soweit, daß die 
Gelder weg sind. Die angebotenen delikate,'l Maschinen, 
Anhänger, Bulldoggs und alles Mögliche haben dazu 
beigetrngen, daß der Winzer sein Geld im Nu los 
wurde. Und nun steht er da und ist mit der Normali
sierung der Zeit an normale Verhältnisse sofort heran
getreten, E.s ist meines Erachtens nicht schlimm. Das 
Geld ist nicht au! die hohe Kante gekommen, es ist 
der Wirtschaft wieder zugeflossen; der Wirtschaft in
soweit, daß die Betriebe, die Fabriken, die Seitz-Werke 
und alles ihre Aurträge in dieser Zeit hatten. 

Aber die Situation ist zur Zeit so - das wird jedec, 
der in unserem Lande lebt, auch vP.rStehen -, daß die 
Preise so gesunken sind, daß wir wirklich an der Pro-
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duktionsgrenze angelangt sind. Wenn hier Zwischen
rufe gemacht wurden: .,Zu teuer!" usw., so wissen Sie 
doch alle, daß wir heute im Weinbaugebiet ein Glas 
Wein schon zu 40 Pf. ausschenken. (Zurufe: Wo ist 
das? - Glocke des Präsidenten.) In Langenlonsheim. 
Also, ein sehr hochwertiger Wein, der billiger ist als 
Bier. (Zuruf: Essigwasser!) Es ist auch hier von der 
Geschmacksrichtung gesprochen worden. Herr Abge
ordneter Kuhn, als Kind der Nahe, müßte wi&sen, daß 
man heute in der Geschmacksrichtung in jeder Wei,se 
jemand bedienen kann. Wir haben süße Weine, Wir 
haben süffige· Weine, also, wir haben Weine, da kann 
kein Auslandswein mit. Das wird _man mir bestätigen, 
nicht wahr? Sie alle wissen auch, daß die Wirtschaft
lichkeit unseres ganzen Landes vom Weinbau mehr 
oder weniger abhängt. Die Zeiten waren da, wo skh 
das Wort bewahrheitet hat: ,,Hat der Bauer Geld, hat's 
die ganze Welt." So war es in unserem Lande. Der 
Winzer hatte Geld, und alles war in Ordnung. 

Nun kommt die große Gefahr, - sie ist schon da -
der Absatzstockung. Angebot und Nachfrage regeln 
bekann füch · die Preise. Das Angebot ist heute großer 
als die Nachfrage. Daher kommt auch die Geldknapp
heit und der Ruf der Winzerorganisationen: KrP.dit 
geben! Aber ich bin auch etwas pessimistisch in der 
Kreditgebung, Nicht überall ist vielleicht die Kredit
gebung angebracht. Man muß individuell die Antrag
steller beurteilen und danach die Zuteilung gewähren. 
Denn eine Kredibgewährung ist meines Erachten,s keine 
große Hilfe für die Wi=er. Es mag wohl Betriebe 
geben, die sich mit einer Kreditgewährung über diese 
Absatzstockung hinweghelfen können und nicht zu 
Schleud.erpreisen verkaufen müssen, es gibt aber auch 
Betriebe, wo eine Kreditgewährung zu leicht diesen 
Betrieben die Schlinge um den Hals legt und so früher 
zum Erliegen bringt. Es ist eine große Gefahr; denn 
diese Kredite nehmen sich sehr leicht, aber die Rück;. 
:iahlung für den Winzer ist um so schwerer. Und wenn 
die Han.delsverträge in diesem Maße weitergehen -
denke an das „große" Wort „Liberalisieriang", - . auf 
c!er einen Seite will man Exporte, ,md dafür muß man 
Importe hereinnehmen - und nicht entsprechend ab
gestellt werden, damit nicht ein zu großes Maß von 
Auslandsweinen hereinkommt, dann werden über
haupt nicht mehr die Kredite rückzanlbar sein; dann 
wird der Wein im nächsten Jahr, wie er heute eine 
Mark kostet, vielleicht nur noch 50 Pf. kosten. Also 
Abd!'osselung der Einfuhr. Wir wollen den Winzer do1:h 
,;o unter~tützen, wie er es verdfont, denn es ist ein 
geplagter Berufsstand, dem seine Arbeit auch wirklich 
bezahlt werden muß. · 

Meine Fraktion bittet die Ausschüsse, den Kredit
Antrag, soweit Mittel nicht zur Verfügung stehen, gut
zuheißen und dementsprechend Zuteilungen, ,venn es 
geht, möglich zu machen. 

Zum Schluß möchte ich sagen: Es ist auf die Kon
trolle hingewiesen worden. Es ist so bitter notwen ·lit, 
daß in Zukunft mehr Kontrolle ausgeübt Wit'd, denn 
was sich heute in Wein tut, das sind keine Weine mehr, 
das ist verpfusc-htes Zeug. Es fahren Leute hemm imd 
bieten Weine an zu 1,- DM oder zu 1,10 'DM. Das ist 
aber ein Dreck, den man tatsächlich zu diesem Preis 
geben kann, der noch zu teuer ist für .diesen Prei,;. 
Die ehrlichen, aufrechten und reellen Weine kosten 
dementspr.ecl;lend auch ni<:ht viel mehr. Es -ist schon 
notwendig, daß .,man -in jeder Hinsicht die Winzer
sorgen prüft; der'ln es liegt uns allen soviel an cer 
Winzerschaft, daß sie unbedingt erhalten bleibt und' 
damit auch die Wirtschaftlichkeit unseres LaH:ies. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Buschmann von der 
Kommunistischen Partet. 

A b g. B u s c h m a n n : 
,,• . 

Meine D~en und Herren! Mit dem Antrag der 
CDU, der von dem Kollegen Drathen hier begriindet 
wurde, ist ein entscheidendes wirtschaftliches Problem 
angesprochen. Es ist nicht nur angesprochen die Lage 

1 der Winzer und die voraussi-chtlkhe Entwicklung in 
1. , der . I.age <ier Wil)-Zer, sondern ich glaube, man soll 
1 erkennen, daß mit dieser Frage ein gesamtdeutsches 

Problem a;n~eschnHten ist. 

Es ist deshalb abwegig, an die Hilfsmaßnahmen für 
die Winzer von einem Standpunkt aus heranzugehen, 
der In keiner Weise geeigh~t ist, in dieser Lage eine 
·tatsä<:hliche Wendung herbeizuführen. Wenn man ge
genüberstellt, was hier von den Kennern, sozusagen 
von den Fachleuten aus dem Weinbau dargestellt 
wurde - dieses dunkle Bild, das hier gezeichnet wurde, 
das vielleicht l;lei weitem noch nicht dieser tatsächlichen 
Lage entspricht -, und das, was vorgeschlagen ist an 
Maßnahmen zur Bekämpfung und Überwindung die
ser Lage, so muß man schon s:igen, daß hie;r kein Ver-

1 hältnis hergestellt werden kann. 

1 
'' ·· Ich kaM m:lt schlecht vorstellen, daß insbesondere 

· , der Kollege Drathen, der hier immerhin mit seinen 
; AUli!übrungen_ gezeigt hat, daß er eine sehr gute 

, E;.enntp.is Ii:be.r,d.ie Lage der Winzerschaft hat, 1m Ernst 

. , 
1 

, daran giaubt, daß mit diesem Antrag der CDU eine 
entscheid.ende Hilfe der Winzerschaft gebracht werden 
köru;i.t~. ::14~ .. muß .deshalb auf den Grund der Dinge 

' gehen: Sie haben, Kollege Drathen, zum Teil die we
sentlichen Gründe, allerdings sehr vorsichtig, ange
führt. Es wlrd nur dann eine Änderung gelben können, 
wenn ?l:lan die entscheidenden Ursachen, die zu dieser , 
La'ge" 'geführt 'haben, beseitigt. Alles andere bedeutet, 
diesem großen Teil der Winzerschaft gefährliche Illu
sionen über ihre eigene zukünftige Lage :ru machen. 

Sie haben hier sehr gut dargestellt, daß bei dem 
Au.smaß der Weinproduktion in unserem Land es an 
sich keine Absatzkrise geben kimn. Ich vertraue der 
ZuverlässLgkeit der Zahlen, die Sie gegeben haben. 
Und selbst dann, wenn diese Zahlen unterschätzt sein 
sol.lten, so muß man sagen, daß es kein Problem sein 
dürfte, bei dieser vez-hältnismäßig geringen Produktion 
diese-n Wein abzusetzen und mit dem Absatz des 
Weins nicht nur die Existenz der Winzer annähernd 
zu sichern, sondern auch die Lage der gesamtdeutschen 

., Wir"t~haft ·2tr verbessern. 

Aber wr1rum wird dieser Wein nicht abgesetzt? Nun, 
hier müssen wir auf Dinge zu sprec-hen kommen, die 
wir wiederholt hier schon besprochen haben und in 
denen die Meinungen weit auseinander gegangen ,sind. 
Auf der einen Seite eine kleine Minderheit, die auf
merksam ,gemacht hat auf die Gefahren einer Politilt, 
die der deutschen Wirtschaft ihre Unabhängigkeit 
nimmt und die die deutsche Wirtschaft nicht gestaltet 
nach 'füm' Bedürfnissen und Interessen des deutschen 
Volkes. Uns wurde damals heftig widersprochen. Uns 
wurde vorgewol'fen, daß eine solche Einschätzung aus-
gelieii."wlll'öe' von engen partelegoistischen Interessen. 
Und iu l;l11.en Formen hat man uns dieses Parteiegois
müsses' beziehtigt. Heute selbst ,sind Sie gezwungen 
durcll· die Entw.lck:lung der Lage, sich hierher zu stel
len und prsaktisch das zu bestätigen, was wir zu Be
gum dieser Entwicklung gesagt haben. Bitte sehr, 
warum gibt es nicht mehr die Möglichkeit, die es ,,ja 
'eins\' g'iige'l:>el'l hat, die Weinproduktion unseres Landes 
in entsclieidendem Maße abzusetzen hach Mitteldeutsch-
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!and und nach Ostdeutschland? Vielleicht deshalb, weil 
man drilben den Wein nicht will? (Zuruf: Der Vor-
haog!} 

Absolut nicht, lieber .Kollege vom Vorhang. Der 
Kollege Drathen, der ja Ihr Fraktionskollege ist und 
nicht meiner, wird Ihnen bestätigen, daß von seiten 
der iDeut.s<.:hen Demokratischen Republik noch in den 
letzten Monaten - Sie werden mir das sicher bestä
tigen, Herr Kollege Drathen - sehr starke Versuche 
gerade an der Mosel unternommen wurdeo:1, um ins 
Weinexportgeschäft zu kommen. Und es wurden auch 
Abschlüsse getätigt, das ist eine Tatsache. (Zuruf: Das 
lst mir nicht bekannt! - Zuruf A'bgeordneter Becken
bach, SPD: Es wurden sehr viele Weintransporte nach 
Berlin vorgenommen! - Zuruf: Exporte oder Trans
porte?) 

Es wurden Geschä!tsabschlüs,;e vorgenommen zwi
schen Winzern, Weinhändlern an der Mosel und den 
Wirtsch11!tsorganisationen in der Deutschen Demokra
tischen Republik. (Zuruf Abgeordneter Ziegler, CDU: 
Eine Kiste an der Grenze au!gegeben!) 

Nicht eine Kiste. Das PrQblem besteht ja nicht nur 
darin, daß hier die Möglichkeiten uns genommen wur
den, durch die Politik der ,JEIA. Dieses Problem be
steht ja nicht nur für die Winzer, es besteht ja für die 
gesamte Wirtschaft, Exportbeschränkungen und Ex
porteinschränkungen. Das Verbot bestimmter Produk
tionen das ist Ihnen doch ·bekannt? Nicht wahr, genau 
so wie es mir auch bekannt ist. Und hier lie,gt die 
Wurzel des Übels. Solange man nicht an diese Wurzel 
herangeht, kann man das Ubel nicht be~eitigen. Des
ha1'b ist dieser Antrag im Grunde genommen ein Pallia
tivmittelchen, von dem ma.n noch nicht weiß - das 
wurde ja auch hier von einem Winzer oder Weinhänd
ler selbst gesagt -, wie es .sich für den Fall, daß dieses 
Palliativmittelchen angewandt wird, in der letzten 
Konsequenz auswirken wird, ob nicht dul:'chdiese Form 
der Kreditgewährung die Winzer in der Entwicklung 
gesehen, in eine noch scltlechtet'e Lage kommen als sie 
es bereits sind. Es wird hier auc!l nichts gesagt über 
die Art der Gewährung dieser Kredite. Es wird nichts 
gesagt über den Zinsfuß, der diesen Krediten zugrunde 
liegt, Und es ist ganz klar, daß dann in der bis
herigen Welse diese Kreditgewährung vorgenommen 
wird für die Winzer, daß damit den Winzern gar nicht 
geholfen ist, sondern, daß -damit die Ge!ahr einer 
noch stärkeren Verschuldung der Winzer besteht. Des
halb stehen wir auf dem Standpunkt, daß sich die 
Regierung und auch das Parlament aufraffen müssen, 
um die ernsten Gefahren zu sehen, die nicht nur die 
Winzer betreffen, sondern die unsere gesamte Wirt
schaft betreffen, und daß Regierung und Parlament 
solche Maßnahmen beschließen sollen und müssen, die 
die Schranken zu Fall bringen, die unserer Wirtschaft 
und damit auch den Winzern das Grab schaufeln. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Kuhn von der Sozial
demokratischen Partei. 

Abg. Kuhn: 

Meine Damen und Herren! Das Lied vom Wein ist 
im allgemeinen eln fröhliches Lied. Aber wenn wir in 
dem Tone wie jetzt weiterfahren, dann kommen wir 
zum Weinen und das Wollen wir nicht. Wir müssen 
klar abwägen, und zwar da5, was volkswirtschaftlich 
vertretbar und tragbar ist. Ich kann auch den Aus
führun·gen des Herrn Drathen eicht folgen, der gewis.se 
persönliche Empfehlungen für den Hausgebrauch des 
Weines angeben wm. Dann geht es ihm nämlich wie 
dem Bundesminister Niklas, der oben im Bundestag ver-

boten hat, Sahne zu essen, während man in der unte
ren Etage, im Bundestagsrestaurant, mit Erfolg Sahne
törtcb.en verzehrte. Und es geht einmal hier in unse
rem Lande umgekehrt, wie man sonst sagt: man pre
digt Wein und trinkt Wasser. Das hat seinen Grund 
in der wirtschaftlichen und sozialökonomischen Struk-. 
tur unseres Landes und darüber hinaus. Denn es steht 
fest, die wein trinkenden Kreise sind so gering, daß 
man vom Wein als Volksgetränk im üblichen Sinne 
leider nicht mehr sprechen kann, Ich gebe auch zu, 
daß gewisse Freiwirtschaftler län6ft nicht dem Zuge 
der Zeit, nämlich dem Angebot- und Nachfragepdnzip 
gefolgt sind und glauben mit einem sehr hohen Kon
sumpreis noch für den deutschen Wein werben zu kön
nen. Die Rechnung geht auch nicht auf. Wir wollen 
also nicht mit Hypothesen hier verfahren. Es geht 
auch n-icht darum, nun von Palliativmitteln zu sprechen. 
Der Ausschuß, der diet!ie Frage der Winzerkredite be
raten wird, wird ernsUich sich damit zu befassen 
haben, welche Rolle allein der Weinbau in unserem 
Lande hat und welche volkswirtschafUichen Werte auf 
dem Spiel stehen. Das muß genau abgewogen werden. 
Natürlich, unsere Adresse richtet sich in allererster 
Linie an den Herrn Bundesminister für Ernährung 
und Landwirtschaft und richtc;,t sich an die Herren in 
Bonn, die die Verträge abschließen. Wir protestieren 
haute hier, auch wir Sozialdemokraten, daß man einen 
Berufszweig, wie unseren Weinbau~rn mit einer soge
nannten Liberalisierung, man kann sagen, überfährt. 
So kann man nicht verfahren und die Apostel der 
freien Wirtschaft, die ja auch hier in unserem Hause 
vertreten sind (Zuru! Abgeordßeter Dl'. Nowack, FDP: 
Gott sei Dank!), merken heute einmal die Kehrseite . 
dieser Medaille. Ja, Herr Dr. Nowack, ich kann Sie 
nicht ganz davon überzeugen. Aber, das wollen wir 
uns doch sagen, was an Industrieweinen hereingekom
men ist, hat unsere Weinbauern in ihrem Absalz tief 
erschüttert. Das, was als Scha1.1mwein dahingeht, darf 
ich bald sagen, ist zum großen Teil die Schaumschlä
gerei der Leute, die von der Vollautomatik des freien 
Marktes sprechen. Dieser freie M:-irkt wird unseren 
Winzern in den nächsten -Monaten und Jahren viel
leicht hart an den Rand der Existenz bringen. Man 
spricht sogar in eingeweihten Kreisen der Bundes
regienmg, daß man Einschränkungen oder sogar Ab
striche machen müsse in Anp!lanzungen unserer Ge
müse-, Obst- und Weinbauwirt!.'<:ha!t. (Zurufe: Hört, 
hört!) Wir kommen zu dem Prinzip, wie man es in 

Sildamerika machte, daß man Kaffee verbrannte, um 
am Markt zu bleiben. Es hängen also mit der Frag,e 
des Weinbaues und der Weinwirtschaft soviel volks
wirtschaftliche und auch sozialpolitische Fragen zu
sammen, daß wir sagen können; wir brauchen hier 
nicht von Palliativmittel zu sprechen, von großen 
Schranken eines Absatzes im ostd~utschen Markt, den 
wir noch nicht abgetastet haben auf Konsumtionsfähig
keit. Ich habe nicht den Eindruck, daß er in sein~r 
Konsumtions!ähigkeit für Wein stärker ist ais unser 
westdeutscher Konsumtionsmarkt. Und wenn wir das 
alles betrachten, dann können wir sagen: Der Weinbau 
ist in Gefahr, die Weinbauwirtschaft, ein sehr wich
tiger Bestandteil In der W!rtschafl unset'es Landes. 
verdient es, daß man in ganz ernstlichen Verhandlun
gen des Ausschusses sich überlegt, in welcher Weise 
man die Kredite fließen lassen will. Ich lasse es noch 
dahingestellt, ob sie dem Weinbauer oder dem Wein
handel zukommen sollen. Das können wir erst nach 
reiflichen Überlegungen festlegen. 

Prä.sident: 

Meine Damen und Herren! Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. Der Altei;:tenrat schlägt Ihnen vor, 
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diesen Antrag an den Agrarpolitischen und an den 
Haushalts- und Finanzausschuß zu überweisen. Wlider
spruch dagegen e1•hebt sich nicht, es ist so besclJossen. 

Wir kommen zum Punkt 9 der Tagesordnung: zweite 
Beratung eines Landesgesetzes zur Sicherung der Diinge
mittel- und Saatgutversorgung (Drucksache II/1062/1391). 
Berichterstatter ist der Agrarpolitische Ausschuß. :H~rr 
Abgeordneter Dr. Zimmer hat das Wort. 

Dr. Zimmer: 

Meine Damen und Herren! Der Agrarpolitische Aus
schuß hat sich in seiner Sitzung vom 26. Janl\lar mit 
dem vorliegenden Ar,trag befaßt. Er schlägt dem 
Hohen Hause folgenden Beschluß vor: 

,,Das Landesgesetz zur Sicherung der Düngemittel
und Saatgutversorgung, Drucksache II/1062, wiro auf 
Grund der vom Vertreter des Ministeriums für Land
wirtschaft, Weinibau und Forsten in der Sitzung des 
AgrarpoHtischen Ausschusses am 26. Januar 1950 ge
machten Müteilung, daß doie Landesregierung inzwischen 
a·uf Grund des Artikels 127 des deutschen Grund
gesetzes der westdeutschen ,Bundesrepubl-ik eine Er
streckung der hizonalen Regelung. vom 19. Januar 1950 
auf das Land Rheinland-Pfalz beantragt hat, als er
ledigt angesehen." 

Präsident: 

Sie haben den Antra-g des Agrarpolitischen Aus"' 
schusses gehört. Das Wort hat der Abi.geordnete Rüb 
von der Sozialdemokratischen Partei. 

Abg. Rü,b: 

Metne Damen und Herren! Wenn hier ein GEsetz 
vorliegt, das nun von der Bizone übernommen waiden 
soll, so können wir Sozi.a.L<fomokra ten diesem Gesetz 
nur mit einem trockenen und einem nassen Aug.e zu
stimmen. Vor allen Dingen, meine Damen und Herren,, 
liegt ein Gesetz vor, das vollstär>..d'iig einseitig ist. Es 
garnntiert a'llf der einen ~ite nur dem Lieferer der 
Produktionsmittel für die Landwirtschaft, daß er das 
sogenannte Früchtepfandr~ht erhält, um die Beträge 
für diie Produktionsmittel später beitrei'ben :zu können. 
Wir al:s Sozialdemokraten betrachten. ein solches 
Gesetz als ein,seitig und wollen auch einen Schutz für 
die Landwirtschaft eingebaut wissen. Deshalb hat 
meine Fraktion einen Entschließungsantrag gesteilt, 
der di,e Ei.nseiti.gkeit beseitigen soll, denn durch die 
Lieferung der Produktionsmittel ohne Gehaltsangabe, 
besonderis bei Dünger, Futtermittel und a'l.leh bei Saat
gut, haben sich solche Mißstände für die Laoow'irt
schaft ergcl:>en, die sich immer nachteilig ausgewirkt 
haben. kh möchte deshalb den Entsch1ießungsantrag 
hier vorlesen, den die Sozialdemokratische Fraktion 
stellt, und folgendermaßen lautet: 

,,Der Landtag iwolle beschließen: 

Landesgesetz 
zum Schutze der Laindv..~irtschait -vor miißbräuchlicher 
Herstellung und Veräußerung von Dünge-, Futter
mitteln und Sa.atgiut. 

§ 1. Wer kümtlichen Düng,er her.i:t€Ut oder ver
treibt, darf diesen Dünger nur bei gleichzeitiger An
gabe des darin enthaltenen Hundertsatzes an Pflaill
zennährstoffen und des Grades ihrer Löslichkeit 
veräußern. 

§ 2. Der für künstli.ichien Dünger geforderte Prei:s 
hat sich auf den i,n dem Dün·ger enthaltenen Hun
dertsatz an Pflanzennährstoffen und · deren Löslich
keitsgrad zu bezi-ehen. 

1 

1 

1. 

1 

i t 

· § 3. Wer ~weiß;futtermittel herstellt oder ver
treibt, darf diese Eiv.:ci!ßfutt-ermittel nrur u:ntier An
gabe des Hundertsatzes an ,Eiweißfutter,gehalt ver
äußern. 

§ 4. Wer sonstige Futtermittel hersteHt oder wr
treibt, diarf diese Futtermittel .nur unter Angabe der 
Mischbestandteile, iJ:trer Hundertsätze und ihres 
~us~ii~~S&rade·s veräußern. 

§ 5. -Der für Futtermittel geforderte Preis hat s,ich 
auf den ~n den Futtermitt.eln enthaltenen Hundert
satz an Futternährstoffen zu be-zioehen. 

§ 6. Wer Saatgut wehtet, ver.mehrt oder vertreibt, 
darf dieses nur unter Angabe des Herstellungs
betriebe;, der Sorten und <les Anbaugrades ver
äußern. 

§ 7. Wer in Ausübung des Gewerbes oder in 1.m
befugtet Betätigung wie ein Gewerbet~nder 
Dünge-, Futtermittel und Saatgut obigen .Bestimmun
gen ZU\\.'iderlaufenid, ,herstel'lt od€T veräußert, wird 
mit 0€-fängnis oder Geldstrafe bestraft. 

§ 8. Ist der Täter schon einmal wegen Ver.gehens 
gegen Bestimmungen dieses Gesetzes oder wegen 
Preistreiberei rechtskräftig verurteilt w,orden, so 
kann auf Z.uchU1aus er,kannt wer.den. 

§ 9. Dieses, Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 

Be.gründu_ng: 
ln den Kriegs- und Nachkriegsjahren haben sich. 

a'Uf dem Dünge- und Futtermittelmarkt sowie auf 
dem Gebiet der landwirtschaftHchen Saatgutver
sorgung Verhältnisse herausgebi1det, die als eine 
starke Gefährung des· Bauernstandes angesehen 
werden können. Abg€sehen davon, daß -die Preise 
landwiitS<:hafüicher Erzeugn.isse :in keinem Ver
häl tn ißse zu den landwirtschaftlichen Produktions
mitteln, wie Dünge-, Futt.ermittel und Saatgut 
stehen, hat sich ein Teil des' Handels jeglicher 
wirtschaftlicher Enrlichkeit entbehrender Gepflo
g:enheiten bedjent. Klagen der Landwirte aus 
ganz Rheinland-Pfalz 'hä,ufen sich. Die Zusam
mensetzungen det' aus verschieden~n Chemikalien 
heriestellten Mi-sdl.düng,er werden vie1fadl beliebi,g 
verändert, der A1.tsmahlpro1..ents.atz ,der Futtermittel 
falsch angegeben, gewöhnliclw,r Handelsweizen ,als 
Saatgutweizen erster Sorte deklariert usw. 

~ liegt daher im Interesse der ,gesamten Land
wi~t und de1· reellen Händler, wenn die Her
stellun,g und_ der Vel'tl'ieb von Dünge- und Futter
mi.tteln smv:ie Saatgut, Kontroll- und Stra,tlbestim
m,un,gen u;nterliegen." 

Me.-ine Damen und Herren! Sie haben unseren An
trag gehört. Ich ,glaube 9icher, daß dieser Antrag sich 
dahingehen'(! für die Landwirtschaft aiuswirken wird. 
daß 

1. die Rentabilität der kleinen unid mittleren land
,wirtJSchaftlichen Betr:i-ebe sich heben, und 

2. vq;: allen Dingen ziur Steigerung der allgemeinen 
laJldwirts,chafüichen Erzeu~ung wesentlich bei
t.t·,agen wird. 

Ich bitte Sie. deshalb, den Entsch-ließungsantrag mei
ner Fraktion a-nnehmc:n 7JU wollen .. 

P r ä.s i d e n t: 

Herr Abgeordneter Rüb, ich glaube nicht dnß wir 
den Antrag annehmen können. Sie haben zwar oben 
drüber geschrieben ,,Entschließungsantrag", es heißt 
dann aber . weiter: Der Landtag wolle folgend,;s Lan-
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desge.sctz. beschließen. Das geht natiüt1lich nicht. Wir 
können diesen EnischJ.ießungsantrag so nicht anneh
men. Ich muß Sie bitten, hier einen Urantr.ig beson
ders einzureichen, den wir dann auf die nächste 
Tagesordnung des Landtages setzen können. & ist 
unmllgllch, ohne daß dieser Urantrag vervielfältigt 
worden ist, daß die Parteien zu diesem Urantrag 
Stellung nehmen können, der ja bekanntlich auch in 
drei Lesungen verabschiedet werden muß. Der Abge
ordnete Dr. Zimmer (CDU) hat dM Wort: 

A b g. D r. Z i m rp. er: 

Ich schlage vor, daß di'eser sogenannte Ent.schließungs
antrag, der in Wirklichkeit aber offensichtlich ein neuer 
Gesetzesvorschlag dst, entweder - das möchte ich Ihnen 
anheimstellen, dem Ministerium zunächst dnmal zur 
Prüfung und Stellungnahme überwiesen wird oder 
aber unmittelbar dem Agrarpolitischen Ausschuß. Denn 
dl,e Materie, die von Ihnen in d-lies.em :Entschließun~
antrag behandelt wird, ist sehr weitgreifend ur.d be
darf sorgfältigster Prü!ung. Ich möchte also vor
schlagen, wenn Sie a.ls Antragsteller damit einver
standen sind, Ausschußüberweisung vorzunehmen. !Zu
ruf Abg. Rüb: Einverstanden!). 

Präsiden i : 

Also, meine Damen und Herren, der Antrag, der so
eben verlesen worden ist, wird dem Agrarpolifürhen 
Ausschuß überwiesen. Widerspruch dagegen erheb~ 
sich nicht. Ich lasse nunmehr abstimmen über die 
Drucksache II/1391, die soeben ,der Berichterstatter des 
Agrarpolitischen Ausschusses, Herr IDr. Zimmer, vor
getragen hat. Wer diesem Antrag II/1391 seine Zustim
mung geben will, bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Die Gegenprobe? Sbimmenthaltung? Angenom
men bei vier Stimmenthaltungen der KOl!llmunlstischen 
Parte!. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zum Punkt 
10 der Tagesordnung: Berichterstattung des :\.gnr
polltlsdlen Ausschusses zur Drucksache 11/1320 - An
trag des Grenzlandausschusses betr. Förderung des 
Obstbaues Im Bezirk Trier (Drumsacbe II/1392). Be
dchterstatter ist der Abgeordnete Hartmann vom 
Agra rpoli tischen Ausschuß. 

Ab g. Hartmann: 

Meine Damen und Herren! Der Agirarpolitische Aus
schuß hat •s.lch in seiner Sitzung vom 26. Januar mit 
der D!'ucksache II/1320, dem Antrag des Grenzlandaus
schusses betr. · Förderung des Obstbaues im Bezirk 
Trier, beschäftigt. Er hat nach eingehender Beratung 
dieses vom Grenzlandausschuß m1t Recht •begründeten 
Antrags das f.estgelegt, was Sie in Druckse.ehe II/1392 
vorfinden. 

„Der Landtag wolle beschließen: Der Landtag 
schließt sfch dem Antrag des Grenzlandausschusses an. 
Im Hinblick auf die seit langer Zeit im Bez:irk T·rier 
bestehenden Einrichtungen, die den Obstanbau, Obst
verwertun.g und Obstabsatz in ein richtiges Verhältnis 
gebracht haben, erscheint es angebracht, vordringlich 
dort die Mittel elnzusetz.en, um so mehr, als gerade 
diese Kreise durch unmittelbare Kriegseinwirkung 
(sechs Monate) und zweimalige Evakuierung am här
testen 1:x!troffen sind." 

Der Ausschuß empfiehlt dem Hohen Hause die An-
nahme dieses Antrages. · 

Präsident : 

,Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Asholt von 
der SPD. 

Ab g, Dr. A sho lt: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir, zu diesem Beschluß des Agrarpolitischen Aus
schusses eine ganz kurze Bemerkung. Die interessierten 
Kreise von Trier, d. h. die Kreise, die es sich zum 
Ziel gesetzt haben, den Obstbau wieder in die alte 
Höhe zu bringen, die er schon einmal hatte, warten 
sehnsüchtig darauf, daß von dem Herrn Landwirt
schaftsmini:ster bzw. von dem Herrn Finanzminister 
die nötigen Schritte endgültig getan werden. Wie !eh 
damals dazu ausgeführt habe, handelt es sich wirklich 
nicht um große Subventionen, die .geleistet werden 
sollen, sondern darum, daß eine allererste Kraft tat
kräftig wirkt und überall Anregungen schafft. Und 
das ist nur möglich, wenn uns der Herr Finanzmini
ster die Stelle eines Obstbaufachmannes an der Wein
bauschule ,in Trier bewilligt. Und soweit das nicht un
mittelbar durch Kabinettsbeschluß erreicht werden 
kann, bitte ich den Hawhalts- und Finanzausschuß, 
sich der Sache anzunehmen und die Stelle zu beschlie
ßen. Das einzige, was vielleicht sonst noch in Frage 
kommt - lieh will es an dieser Stelle erwähnen, da 
der Grenzlandausschuß einen solchen Antrag gestellt 
hat - , Ist die Bezirksabgabestelle, d. h. den Großmarkt 
bei der Wiederbeschaffung von Material, Kisten und 
dgl. mit einer Beihilfe zu unterstützen. Das Wetter 
dieses Jahres, dieser etwas kühle März, sieht danach 
aus, als wenn die Obsternte nicht wieder durch Spät
fröste umkommen sollte, und wenn wirklich daran, 
daß nicht genügend Material zur Verfügung steht, es 
scheitern sollte, daß die Ernte eingebracht würde, dann 
wäre wirklich vom Lande etwas versäumt worden. 
ALso ich wiederhole noch einmal, wir verlangen tat
isächlich nicht große Subventionen, sondern nur wirk
lich eine tatkräftige Initiative vom Lande, und ich 
möchte bitten, daß diese bald wirksam wird und daß 
in diesem Falle der Herr Finanzminister nicht den 
Daumen auf dem Portemonnaie hält. 

Präsident: 
Das Wort hat Herr Staatsminister Stübinger. 

Staatsministe1· Stübinger : 

Meine Damen und Herrenl Ich kann die Ausfüh
rungen des Herrn Kollegen Dr. Asholt nur unterstrei
chen. Ich bin an und für sich glücklich darüber, daß er 
nicht wie sonst üblich, an die schwachen Förderungs
mittel, die dem Landwirtschaftsministerium zur Ver
fügung stehen, seinen besonderen Wunsch geäußert 
hat. Ich persönlich kann mich in jeder Weise seinen 
Anregungen anschließen und werde auch im Haushalts
und Finanzausschuß wie in der nächsten Kabinetts
sitzung eine zusätzliche InspektorsteHe bei der Landes
anstalt für Wein- und Obstbau in Trier beantragen. 
Ich glaube persönlich, daß gerade in dieser Position 
in erster Linie der Obstbau, der im Bezirk Trier von 
so ausschLaggebender Bedeutung ist, sehr gefördert 
werden könnte. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Ich lasse nun über die 
Drucksache H/1392 abstimmen. Wer der Drucksache 
II/1392 de.s Agrarpolitischen Ausschusses seine Zu
stirrunung geben will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 
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Wir kommen zum Punkt 11 der Tagesordnung: Erste 
Bet'atung des Landesforstgesetzes von Rheinland-Pfalz 
(Drucksache 11/1402). Der Ältestenrat schlägt il:hnen vor, 
di.esen Gesetzentwurf dem Agrarpolitischen und dem 
Ha'tlptausschuß zu überwei.ren. Widerspruch dagegen 
erhebt sieb nicht, es ist so beschlo&sien. 

Wir kommen zum Punkt 12 del' Tagesordnung: Be
richterstattung des Agral'politischen Aussch.usses zur 
Drucksache II/ll38 - Antrag der Fraktion der SPD 
auf Aufhebung des Erlasses des ehemaligen Reichs
ministers des Innern vom Januar 1942 betreffend 
Teilentrahmung der Vollmilch (Drucksache II/1407). 
Berichterstatter ist der Abg,eordnete Rüb. Ich erteile 
iohm das Wort. 

Abg, Rüb: 

Meine Damen und Herren! Der Agrarpolitische Aus
schuß hat sich schon verschiedene Male mit diesem 
Probl,em befaßt. Nachdem nun der Bunde~rnährungs
minister bekanntgegeben hat, daß el-l.e gesetzliche 
Regelung durch den Bund erfolgen soll, und zwar bis 
spätestens 1. Juli 1950, dst die Angelegenheit eigentlich 
auf die Bundesebene gerückt. Nun ist es aber doch 
notwendig, daß audl in unserem Lande ein vorläufiges 
Gesetz geschaffen wird, bis einmal der Bund die Sache 
übernimmt. Es ist in dem Sozia-ldemokratischen Antrag 
s. Z. der Antrag gestellt worden, daß diese Milch wie
der hauptsächlich vom Erzeuger zum Verbraucher ab
gegeben wil"d. Der Agrarpol:its1iche Ausschuß konnte 
sich nicht entschließen, diesem Umstand Rechnung zu 
tragen. Denn die Tuberculose -wie auch der Bazillus 
Bang bedingen unbedingt eine molkereimäßige Bear
beitung der Milch, und zwar eine Erhitzung auf 85 
Grad. Der Agrarpolitische Ausschuß hat sich auch für 
diese Behandlung und gleichzeitig für d€n Fettgehalt 
einer sog. Standa,l'dmilch von 2,8 v. H . .ausgesprochen. 
Auch diese Sache soll encllc,,uültig durch Bundesgesetz 
geregelt werden. Diese Pasteurisierung der Milch ist 
auch auf Grund des Reichsmilch~etzes vom JahTe 
1930 durdi. eine Verol'dnung des Landwirtschaftsministe
riums gegeben. Diese Verordnung wurde auch dem 
Agrarpo1itischen Ausschuß vorgelegt und schon s. Z. 
im Gesetz- und Verordnungsblatt vom 23. Dezember 
veröffentlicht. Hierzu sind nun auch die Ausführungs
bestimmungen vorgelegt wo.rlden, und zwar dahin
gehend, daß, wie schon vorher erwähnt, in Zukunft 
nur mehr Milch verkauft werden darf, die erhitzt und 
molkereirnäßig bearbeitet ist, und zwar erhitzt ist 
auf 85 Grad, weiter ist eine sog. Vorzugsmilch gestattet, 
die aber nur aus Stallungen als Rohmilch abgegeben 
werden darf, die <lde Voraussetzungen dafür geben. 
Vor allen Dingen müssen hier die Tiere ständig unter
sucht werden. Sie unterliegen der Kontrolle der Kreis
vieterinärpolizei und solche ,Bet riebe sind bei d-en 
Gemeindebehörden anzumelden. E;; sind sehr scharfe 
Bedingungen, aber wenn nun einmal die Vertreibung . 
der Tuberculose und des Bazillus Bang, der 'in der 
griff genommen werden soll, dann ist es schon not
Pfalz ziemlich große Formen angenommien hat, in An-
wendig, daß .auch hier gewissermaßen eine strenge 
Ordnung und Kontrolle stattfinden muß. Und deshalb 
hat auch der Agrarpolitische Ausschuß dementspre
chend entschieden. Ich möchte noch darauf hinweisen, 
daß diese Vorzugsmilch nur für die Städte in Frage 
kommt, denn auf dem Lande wird. sie .sehr schwer 
absetzbar sein. Vor allen Dingen soll durch diese Ver
ordnungen und Ausführungsbestimmungen der:. di.rekte 
Verkauf zwischen Erzeuger und Verbraucher unter
bunden we:c:den. Es wird weiter -möglich sein, daß die
jenigen Or~chaften, die nicht an die Molkerei heran
kommen, ihre Milch verwerten können durch Ver-

buttern, aber auch hier ist die Vorschrift eingeschaltet 
worden.-däß diese Milch zuvor gekocht oder die Butter 
entsprec:hend behandelt werden muß. Ich bitte- Sie, 
diesen Beschlüssen des Agrarpolitischen Ausschusses 
Ihre Zustimmung zu geben. 

Präsident: 

Meine >Damen und Herren! Ich lasse abstimmen über 
die Druck,saclte IIi1407. Wer dem Antrag des Agrar
politischen Ausschusses II/ 1407 seine Zustimmung ge
ben will, bitte ich um E1·hebun,g der rechten Hand. Ich 
stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wlr kommen zum Punkt 13 der Tagesordnung: Be
richterstattung de-s Agrarpolitischcn Ausschusses zur 
Dl'ucksäche' II/1365 - Antrag der Fraktion der CDU 
betreffend Regelung für eine Entsdlädigung durch 
entstehenden Wildschaden (Drucksache JI/1406), Be
richterstatter ist der Abgeordnete Jacob Müller. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Müller: 

Meine Damen und Herren! Der Agrarpolitische Aus
schuß befaßte sich am 15. Februar mit dem Antrag 
der ODU: Antrag a:u:f Regelunig einer Entschädigung 
durcll Wildschaden. Meine iDamen und Herren! Wild
schaden, das traurigste Kapitel der LandwirtschaJt, 
wird immer wieder aufgerollt, und es liegt nicht im 
Interesse der Allgemeinheit, •hier einzugreifen, somiern 
es ist hier höhere Gewalt. Wir sind davon ausgegan
gen, daß der Wildschaden ein Schaden ist, der durch 
die Besatzung :verursacht ist und wir hier nicht ein
greifen können. Nachdem wir keine Gewehre haben 
und den Schaden nicht so ibeseitigen können, ,wie wir 
wollen, sind wir darauf angewiesen, hier die Regie
rung zu bitteri, ·ein Gesetz rz;u erlassen, das den Wild
schaden regelt, und der A.grarpolitische Ausschuß ist 
zu dem Beschluß gekommen: Der Agrarpolitische Aus
schuß ersucht die Landesregierung, eine Gesetzesvor
lage aus:Z:Üarbeiten, die die Frage des Wildschadens 
und die Fra.ge des Ausfalles der Jagdpachten für -die 
Gemeinden hin-sichtlich der von der Besatzung in An- _ 
spruch genommenen- Ja,gdbezirike im Sinne des Antra
ges der CDU (Drucksache IL'1365) regelt. Diese Rege
lung soll grundsätzlich derart. erfolgen, daß das Land 
Rheinland-Pfalz. 50 v. H. der in diesen Jag<'!bezirken 
entstehenden und von der Besatzung gegebenenfalls 
nicht getragenen Wildschäden übernimmt. Ebenso soll 
das Land den Ausfall an Jagdpachtgeldern für die Ge
meinden tragen. Im empfehle dem Hohen Hause, diese 
Vorlage an,zunehmen. 

Präsident: 

Das Wort hat .der Abgeordnete Junglas von der CDU. 

"Abg. Junglas: 

Meine sehr verehrten 'Damen und Herren! Das Pro-
blem :des Vil'ildschadens ist 1n diesem Hohen Hause 

1
, schon 'red!t häufig besprochen worden. Sie wissen alle, 

mit welchen Schwierigkeiten unser~ Landwirtschaft in . 
den letzten zwei bis drei Jahren hinsichtlich der Wild-

]
. schweinplage, wi·e sie ilier. in diesem Hause des öfte

ren genannt worden ist, zu tun hatte. Und wenn heute 
im Landtal eine Entschließung eingebracht wird, ein ! Q-esePt-.. Y9.rAil~,g;en, wonach .dieser Wildschaden ersetzt 
werden _soll, so glau·be ich, ist es notiwendig, doch noch 
einiges zti sagen, denn es kommt ja letzten Endes nicht 
darauf · an; daß wir einen Schaden ersetzen, sondern 
das Wichtigste Ist wohl, wiie ein Schaden verhütet wer
den kann. Wildschaden hat es immer gegeben in ge
wissen Grenzen. Wir wissen, daß schon unter e inem 
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großen Jagdherrn gewisse Schutzbestimmungen für 
Wild eingetreten sind, die unsere Landwirtschaft da
mals schon stark schädigten. ,Nach dem Kriege, nach 
1945, ist· in unserem Gebiet nun der Wildschaden ins 
Enorme gestiegen. Worauf der Wildschaden zurückzu
führen ist, welche Ursachen da.für heute noch bestehen, 
ist bekannt. Wir sind aber jetzt, so glaube ich, doch 
in der Lage, eine gewisse J\.l)grenxung dieser Scha
densfälle dadurch herbeizuführen, daß ein Großteil der 
Jagden verpachtet werden kann, so daß der Jagdpäch
ter wie früher den Schaden, den das W'1d anrichtet, 
zu tragen hat. Es bleföt aber in unserem ·Lande eine 
Reihe von Jagdgebieten, sogenannte Reservatja.gden -
ich will sie nicht einzeln hier aufführen. Die darin lie
genden ,Gemeinden und die angrenzenden sind heute 
diejenigen, die vom WiLdschaden heimgesucht werden. 
Ich nenne nur - ohne sie damit etwa alle zu nennen -
diejenigen, die ich se1bst in letzter Zeit in Augenschein 
genommen habe: Im Kreise St. ·Goar, im •Gebiet von 
Oberwesel, das Gebiet der sog. Struth, 60 km im Qua
drat, unid die daran angrenzenden Gemeinden. Ich 
nenne. die Kreise Mayen um:I Ahrweiler mit den .gro
ßen Jagdgebieten Ahrbrück, Hohe Acht, ich nenne 
Trier-Land mit seinen großen Jagdreservaten, in die
sem Falle Staatswaldreservat, in denen heute noch, 
nachdem einige ·Förster und Jäger in unserem Lande, 
allerdings viel zu wenig, mit Jagdgewehren ausgestat
tet siru:1, und in ihren Gegen.den schon dem Wilde 
erheblich 1JU Leibe gerückt sind, die große Gefahr be
steht, daß unsere ·Landwirtschaft auch jetzt noch vor 
schlimmen Schäci.'en steht. Die FoLgen des Wildschadens 
sind nicht abzusehen. Nicht nur die rein materiellen. 
tl'berdenken Sie auch einmal die moralischen Schäden, 
die durch den WHdschaden entstehen. Unsere !Bauern 
haben ibelspielswetse im vergangenen Herbst schon 
zweimal eingesät, zweimal ist .die Saat ,vernichtet. Sol
len sie im Frühjahr, nachdem sie voriges Jahr eine 
Mißernte hatten, auch hervorgerufen durch Wildscha
den, noch einmal einsäen ln der sicheren Voraussicht, 
daß auch die dritte Einsaat noch vernichtet wird? Stel
len Sie sich dieses Dilemma eines Bauern rvor, der ge
wohnt 1st, von dei:- Saat bLs zur Ernte seine Al'beit 
zu sehen, er will sie wachsen sehen, er will seine Ernte, 
er will kein Almosen! Wir müssen heute, wo die Zahl 
der Arlbeitslosen erschreckend groß ist, mit allen Mit
teln ve~uchen, die Landflucht einzudämmen, und alle 
Mittel gebrauchen, um I,.andlflucht und Arbeitslosigkeit 
in diesen meist sehr armen Gebieten zu vermeiden. 
Unsere ärmsten Gebiete sind aber auch die Betroffe
nen. ·Es handelt sich um kleine Bauer~esit~1..mgen, die 
durch zersplitternde Erbteilung so klein sind, daß sie 
nur dann existenzfähig sind, wenn ihnen ihre volle 
Ernte zugute kommt. In dem Au.gen,blick, wo eine grö
ßere Menge vom Ernteertrag durch Wildschaden ,ver
nichtet wird, ist die Existenz nicht mehr gegeben, und 
die Leute sagen sich, wenn das zwei oder drei Jahre 
h!nterein·ander •geschehen ist, stellen wir den Pflug 
beiseite und suchen uns eine andere .Beschäftigung. 
Die Land.Ilucht wird dadurch nur .gefördert. Das trifft 
alllf alle Gebiete zu, die ich bisher besehen konnte. 
Neben dem materiellen Schaden Ist also auch der 
ideelle Schaden außerordentlich hoch. 

Der materielle Schaden ist von den meisten Bauern 
und Landwirten in den letzten Jahren nicht mehr sorg
fältig und eindeutig festgestellt worden, weil sie sich 
68,gten, nachdem sie es ein- oder zweimal sorgfältig 
gemacht haben: ,,es hat ja doch keinen Zweck:, es kilm
mert .sich Ja niemand um uns, wir bekommen nichts 
da.für, es ist sinnlos, daß wir noch weitere Schäden 
feststellen". 

Soweit er aber festgestellt worden .ist, ist er sehr 
groß. Ich dar! Sie mit ein paar Zahlen belästigen. Die 
Gemeinde Perscheid jm Kteise St. Goar hat ein ge
samtes Acker-Areal von 124 Hektar. Davon wurden 
im Jahre 1949 durch Wildschäden vernichtet: 

an Roggen ll,50 Hektar, 
an Hafer 4,10 Hektar, 
an Kartoffeln 6,75 Hektar, 
an sonstigem Wachstum 3,40 Hektar. 

Ein ganzes Viertel der gesamten Af\baufläche wurde 
vernichtet; in diesem Jahr, also bis jetzt, sind schon 
vernichtet; 

6,25 Hektar Getreide und 30 Hektar Wiesen von ins
gesamt 91 Hektar vorhandenen, weil ausnahms- und 
merkwüroigenveise in diesem Jahr ausgerechnet die 
Wiesen zum Tummelplatz der Wildschweine geworden 
sind, die die Wiesen aufbrechen und die Heuernte, den 
Grasaufwuchs, für zwei, drei Jahre vernichten. 

Ich will Ihnen nur diese Zahlen nennen, um damit 
zum Ausdruck zu bringen, wie schwer die Au!gabe ist, 
die die Landesregierung zu lösen hat. Wenn ich Ihnen 
sage, daß sechs der kleinsten und ämisten Gemeinden 
des Amtes Kempenich, Siebenbach mit etwa 10 Be
trieben, Arft mit etwa 12, E:1.gelen mit etwa B, Langen
scheid mit etwa 12; Acht mit ewa 20 und Langenfeld 
m.lt etwa 30 Betrieben, in einem Jahr Insgesamt für 
33 000 DM Wildschaden haben. dan.n ist das fast die 
Hälfte des wirklich noch errechenbaren Einkommens. 
(A'bg. Dr. Zimmer: Was haben sie davon erstattet be
kommen?) Bis jetzt nichts! Wenn nun von diesen 
Leuten - ihre Besitzungen sind so klein, daß sie bei
spielsweise nicht einmal unter die Soforthilfe fallen, 
ein Teil aber wird auch noch von der Soforthilfe er
faßt - die Steuern und die neuen Saatgut- und Dünge
mittel bezahlt werden müssen, so können es diese 
Leute wirklich nicht, so daß meines Erachtens das, 
was hier in dem Antrag verlangt wird, etwas zu wenig 
erscheint. Ich möchte - wenn ich auch bitte, den An
trag des Agrarpolitischen Ausschu.sses anzunehmen -
doch die Regierung dringend ersuchen, etwas weiter 
zu gehen, als hier verlangt wird (Zuruf: Sehr gut!), 
und zwar, hinsichtlich der Tatsache, daß nicht nur 
solche Jagdgebiete entschädigt werden sollen, die in
nerhalb der Reservate liegen, sondern auch die an
grenzenden Gebiete! (Zurufe: Sehr richtig!) 

Ich ·bin nach Kenntnis der Sachlage der Überzeu
gung, daß kein Jagdpächter eine Jagd pachten wird, 
die unmittelbar an einem Reservatgebiet liegt. Er 
kann den Wildschaden nicht ersetzen aber auch nicht 
vermeiden, wenn aus dem Reservat Horden von Wild
schweinen ausbrechen und über Nacht einen Schaden 
anrichten, den auch der gut bestellte Jagdpächter nicht 
aufbringen kann. 

Ich bitte also den Antrag dahin zu ändern, daß nkht 
nur die Schäden in den Jagden .innerhalb der Reservate, 
sondern auch in den angrenzenden ersetzt werden. 
Wenn nur 50 v. H. des Schadens entschädigt wird, dann 
glaube ich, ist das auch zu gering; di~ Bitte habe ich 
an die Regierung zu richten: in diesem Fall großzügig 
zu.sein; großzügig auch zu sein hinsichtlich des Ver
langeIJJS, die Einkommen- und Umsatz.steuern nieder
zuschlagen und den Landwirten die .Sofoi:-thilfe zu 
erlassen, sofern sie von lhi:- hiirt bedrängt werden. 

Wenn ich Ihnen sage, daß in einem kleinen Dorf im 
Bezirk Trier, in Börfink, einem Ort, der' mitten in 
einem Staatswald-Reservat liegt, von nur 47,30 Hektar 
Gesamtbesitz im vergangenen Jahr 

2400 Zentner Kartoffel, 
17~ Zentner Roggen, 
123 Zentner H.a.fer, 
30 Zentner Weizen und 

690 Zentner Rüben, 
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grob ·g,eschä tzt, vernichtet worden .sind, was einen 
Schaden von rund 16 000 ,DM ausmacht, so weroen Sie 
zugeben, daß jetzt folg~s getarn we:rden muß: 1. für 
den Abschuß des Wildes zu sorgen. 

Ich möchte an die M:iJlitärreg,ierung die dringende 
Bitte riclJ.ten, nrl.cht so ängstlich zu scin mit der Be
willigung von J,ag,dgewehr~m. (Zurufe: Sehr richti!g!) 
Es handelt sich hie-r wiirklich um ein ernsthaft~ Pro
blem. Es trifft niicht nur -die Landwirte, ,es trifft v1ele 
Menschen, die ein Interesse daran haben, daß un&:rre 
Jagden wi-eder :in eine1 oronun:gsmäßi,g;en Zustand 
k-0mmen. Ich glaube nicht, daß die Mäninier, die sich als 
Jäger im' deutsc..1'1en Wald und auf den dootschen Flu
ren betätigen, eine Gefoahr für den europäischen Frieden 
darstellen werden. (Zurufe: Sehr gut! - Beifall bei 
der CDU.) Das Woichti,gs,te ist also: Vermeidung ,des 
Schadens durch hinreichende Zurverfügungstellung von 
Jagdgewehren, von Jagdscheinen. damit dM Wi'ld ab
geschossen werden kann. 

Meine 'Sehr verehrten Anwesenden! Wenn kleine Ck
mein:den, wie etwa eine bei Oberwesel, den Versuch 
machen, das ganze ReV'.ier abzugattem und dafür 16 000 
DM verbrauchen, und sich in dieser Weise veraus
gaben, dann s.ind sie mcht mehr in der Lage, dlie ein
fuchsten und notwend}gsten Au.f.g.aben de. Gemeiru:ie 
ar. den Schulen u:sw. zu befriedig.e,n. ])Q~i ist es noch 
nicht einmal hundertprozentig siclJ.er, daß eie bei einer 
solch ,gewaltigen Anstrengung nun auch zu elinem 
vollen Erfolg komme.n. 

Ich wiede.rhole: 
1. Vermeidung des W,ildschadens durch Bereitstel

lung von Gewehren; 
2. aber auch eine volle Entschädigung. 
Ich 9age .allerdin~ a'll!S>driicklich: Ich habe keinen der 

betroffenen Landwirre gesprochen, der Wert darau:f 
legt, daß er Geld ,bekommt, sondern er legt Wert 
darauf, daß er d<m 'Erfolig seineT Arbeit sieht, daß 
nichts zerstört wird. Wenn sie aber zerstört ist, wenn 
der Schaden unvermeidbar ist, d:ann bleibt nicht5 a.YJ
deres übl'ig, als i:hm den Sclladen zu ersetzen. Was 
ist der Wildschaden angesichts der Reservatjagden an
ders als Besatrun,gs- und Krieysfoli~schaden? Die Ge
meinschaft ist verpflichtet, für diesen Schaden aufzu
kommen. Man kann diie armen Bäuerchen der Eifel 
und wo &ie sorust sind - ich nenne nur diese, weil ich 
sie kenne - ruicllt ,allein auf ddeßen Schäden sitzen 
l:"a:Ssen. Dasselbe ist auch notwendig bei den Gemein.
den. die nicht in der Lage sind, .ihre Jagden zu ver
~chten, weil .sie entwed.Jer ininerhalib eines Res.?;:vat
bezirks oder an der GreilZ'e €-ines solchen liegen. A•1ch 
'S'ie sin,d durch den Ausfalll 'Cler Jagdpacht zwar nkht 
übermäßiig. aber <loch immerhin erheblich ,geschädigt. 
Sie sind daher im Vorschlag mit enthalten und sollen 
berücksichtigt werden. 

Meine Da~n und Herren! :tch habe mit Absticht 
heute ein paar deutliche Zahlen g,ertam1t, damit man 
nicht annehmen solL, das mmmc'hr schon jahrelang sich 
wiederholende Gespräch über Wi:ldschweinp1agen und 
Wiildscha<len habe keinen realen Hintergrund. Die da
von betroffenen Menschen sind in Gef.ahr sowohl hin
sichtlich ihres B<!rufs als auch hinsich.tlich ihrer wirt
schaftlichen Exi,stenz. Jch glaube nicht, daß jemand tm 
Hause ist, der diesen Leuten n1cht helf.en will. 

So darf ich denn bitten, dem Aus:schußantrag statt
zr:.geben mit der Maß,gabe, daß auch die an Reservate 
angrenzen<l€111 Jagdgebiete Z"Ur Entschädi~ng in Frage 
kommen und daß möglichst - das ist die Bitte an die 
Regierung - der Betr,ag auch über 50 v. H. des ent
standenen Schadens hinaus zu ver.güten ist. (Bravo
rufe bei der CDU.) 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgecrdnete Hertel von der Sozial
demokratischen Partei. 

A b g. H e r t e l : 

Meine Damen und Herren! Ich darf zunächst den 
Herrn Berichterstatter etwas berichtigen. Er hat aus
geführt, daß der Wildschac.en durch die Besatzung ver
ursacht worden wäre. Er wollte damit nicht zum Aus
druck; bringen, daß er unmittelbar durch die Besatzung 
verursacht worden ist, sondern nur durch die Ver
zögerung des Abscb.usses ,des überschüssigen Wildes 
(Heltei·keit). Auf Grund des Vorhandenseins der Be
satruhg konnte der Wi1dschaden einen solchen Umfang 
annehmen. Im übrigen treffen die vom Herrn Abge
ordneten Junglas gegebenen drastischen Schilderungen 
auch für den Pfälzer Wald zu. Die Armut in den 
Walddörfern mit ihrer oo stark eingeengten Gemar
kung ist schon in normruen Verhältnissen direkt er
schreckend. Wenn „ dazu noch die Frucht der Arbeit 
mehrere Jahre lang hintereinander so vernichtet wird, 
wie es in den rückliegenden Jahren der Fall war, dann 
muß eine Art Verzweiflungsstimmung bei der Be
völkerung in den Walddörfern Platz greifen. 

In ~er Pfalz ist es in einzelnen Gebieten in der 
Nifue von Zweibrücken schon ro, daß die kleinen Kin
der an die am hellen Tage durch die Dorfstraßen ra
senden Wildschweine gewöhnt sind. (Lebhafte Heiter
keit.) tn dem Ort Krähenberg hat ein Junge seiner 
Mutter zugerufen: Mutter, da drüben ist ein stacheliger 
Hund!, - und der stachelige Hund war ein ausgewach
~f;!S W.Ud.sch.weln! (Weitere lebhafte Heiterkeit und 
Gelächter ) Dorfbewohner haben in Ermangelung von 
Sch,_ußwaffen sich zusammengetan und eines dieser 
Untiere ntittels Axt erschlagen, Die anderen sind noch 
rechtzeitig entwichen. (Zurufe: ,,Pfui"!) Unter diesen 
Umständen muß im Hinblick auf den bisher angerich
teten Schaden und angesichts des Schadens, der jetzt 
wieder droht, wirklich von der Regierung aus alles 
geschehen, wäs zur Vermeidung dieser Schäden uner
läßlich ist. Wir erkennen dankbar an, daß die Militär
regierung durch die Bereitstellung einer Anzahl, die 
Sicherheit 'Eutopas nicht gefährdenden Jagdgewehre 
(Heiterkeit) fören guten Willen bewiesen hat, auf dem 
o ·ebiete wenigstens etwas zu tun. 

Wir geben nach diesem verheißungsvollen Versuch 
und Anlauf der Hof.fnung und Erwartung Ausdruck, 
daß die deutsche Jägerschaft möglichst bald über die 
Zahl von Gewehren verfügt, die notwendig ist, um 
im gesamten Jagdb~reich dieser unerträglichen Gefahr 
und Not ein Ende zu setzen (Beifall bei der SPD und 
der CDU). 

Präsident: 

Das Wort hut der Abgeordnete Schieder von der 
Konimunistischen Partei. 

Ab g. S c h i e de r : 

Meine Damen und Hen-enl Ich möchte nicht in dem 
bisherigen Stil weiterfahren und evtl. die Vermehrung 
det Gewehre fordern. Ich möchte aber darauf aufmerk
sam machen, daß zwischen dem Antrag des Agrar
politischen Ausschusses in der Drucksache II/1406 und 
qem ursprünglichen Antrag der Fraktion der CDU, 
Dr-ucksache Il/1365, insbesondere in der Begründung, 
doch ein sehr wesentlicher Unterschied kla·fft. Der 
Herr Kollege Junglas hat •hier in sehr anschaulicher 
uo.d zutrei!ender Weise diese Dinge charakterisiert . Ich 
glaube, wenn man die Geschichte dieses Landes kennt 
und weiß, daß zu seinen Merkmalen der Hunsrück ge-



77. Sitzung, 1. März 1950 2079 

höl't - daß in der Geschichte des Hunsrücks der Schin
derhannes immer noch seine Rolle spielt (Zuruf: Schie
der-Hannes!), dann muß man auch wissen, daß ein 
wesentliches Merkmal, das damals zu diesen Zuständen 
beigetragen hat, jene ei.genartige Gerichtsordnung war, 
die Ja~frevel mit dem Tode bestrafte. Und, meine 
Damen und Herren, so sieht es heute nämlich in der 
Praxis immer noch aus. Trotzdem haben wir .feststellen 
können, daß in ,bezug auf das ,Ergebnis der Abschüsse 
bei Treibjagden einige Fortschritte erzielt wurden. 
Kollege Junglas hat besonders auf das Thema der Re
servate hingewiesen. Ich glaube, hier liegt tatsächlich 
der Hase im Pfeffer. Hier kann man nicht unmittelbar 
allein von der BesatzungsmaclJ.t sprechen, sondern es 
handelt sich nur um die Spitze der Besat.2:ungsmacht, 
und wir sollten ein.mal direkt unsere Aiufforderung an 
den Herrn Landeskommis.sar ergehen lassen; denn es 
schadet nie etwas, die Dinge beim rechten Namen zu 
nennen. 

-Das vom Kollegen Junglas angeführte Gebiet Ahr
brück ist, glaube !eh, das beste Beispiel, und es gibt 
keinen Landwirt oder sonstigen Ja~beflissenen, der 
Interesse daran hätte, ein angrenzendes Geb!,et in 
Pacht zu nehmen, solange dieses Gebiet Ahrbrück das 
ausschlleßliche Reservat des Herrn Boislambert ist. 
Ich glaube, ebenso trifft es auch zu für die anderen 
Gebiete in unserem Lande, ob es sich um Prüm, um 
den Hunsrück oder vielleicht auch die Pfalz dreht. E.s 
werden die gleichen Dinge sein . 

Hier sollte man vor allen Dingen das eine nicht über
sehen, was besonders im Antrag II/1365 zum Ausdruck 
gebracht wurde: tatsächlich sind es Schäden, die indi
rekt durch die Besatzung herbeigeführt worden sind. 
Ich v1mnisse vor allem, daß in dem Antrag ll/1406 nicht 
das geringste darüber gesagt worden ist, weil nämlich 
in der Begründung zu 11/1365 di.e Regierug gebet~m 
wurde, festzustellen, welche Möglichkeit besteht, diese 
Schäden über Besatzungskosten z:u verrechnen. 

Nun bleibt es be.i dem Antrag II/1406 praktisch d111bei, 
daß allein 50 v. H. der WildsclJ.äden von der Regierung 
bzw. vom Land übernommen werden, aber nicht ist 
diese entscheidende Frage in bezug ~uf die Besa~ungs
kosten klargestellt worden. Infolgedessen kann ich den 
Antrag II/1406 nicht gutheißen und muß darum er
suchen, daß man diesen Mindestforderungen aus II/1365 
Nachdruck verleiht und den !Antrag II/1406 ·in diesem 
Sinne abfaßt. 

Präs Iden t: 

Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Stellen Sie 
dazu einen !ö:rmllchen Antrag, Herr Abgeordneter 
Schieder? (Abg. Sch[eder : Das ist praktisch nicht mög
lich, Herr Präsident). Ein förmlicher Antrag ist nicht 
gestellt worden. Ich lasse abstimmen über den An
trag .... (Abg. Dr. Zimmer meldet sich: Zur Auf
klärung). Bitte schön, der Abgeordnete Dr. Zimmer 
hat das Wort zur Aufklärung. 

Abg. Dr. Zimmer: 

Der Agrarpolitische Ausschuß will skh absidltfü:h 
nicht in allen Einze;heiten festlegen, so wie es der 
·Antrag der CDU II/1365 in vielen Dingen getan hatte. 
weil die Frage sich in der Diskussion als sehr schwie~ 
rig und kompliziert erwiesen hat. Wir wollten aber 
der künftigen Beratung der Gesetzesvorlage in keiner 
Weise vorgreifen. Wir haben uns gesagt, die Regierung 
muß sich zunächst einmal mit ihren Sachverständig,m 
über das Gesamtproblem und über <len Ge,ichtspunkt 

;der Gemeindeinteressen selbst Gedanken machen. Die 
Gesetzesvorlage kommt dann in die Ausschüsse. Wir 
werden dann prüfen, wie wir in den Ausschüssen die 
Gesetzesvorlage, die die gesamte Materie regeln soll, 
noch unter dem Gesichtspunkt des ursprünglichen An
trages beeinflussen können. Also, was hier nicht mit 
aufgeführt ist, soll deswegen in keiner Weise ver
gessen sein. Wir erwarten, daß die Gesetzesvorlage 
weitgehend diese Dinge berücksichtigt. Ich möchte also 
den Kollegen Sehleder bitten, unter diesen Gesichts~ 
punkt den Vergleich zwischen dem ursprünglichen 
Antrag und dem jetzt vorliegenden Antrag des Agrar
politischen Ausschuases zu sehen. 

Präsiden t: 

Ich glaube, nach diesen aufklärenden Worten können 
wir zur Abstimmung schreiten. Ich darf Ihr Einver
ständnis vorau~etzen, daß wir die Erweiterung, die 
der Abgeordnete Junglas beantragt hat, daß auch die 
llngrenzenden Gebiete unter die neue Gesetzesvorlage 
fallen sollen, annehmen werden. 

Wer in dieser veränderten Form der Drucksache 
II/1406 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. 

Ich stelle d ie einstimmige Annahme fest . 

Meine Damen und Herren! Ich achlage Ihnen jetzt 
vor, daß wir für heute· die Sitzung beenden. Es wur-fo 
soeben der Antrag gestellt, daß der Sozialpolitische 
Ausschuß nicht heute abend, sondern morgen früh wn 
8 Uhr zusammentreten soll, damit die Fraktionen noi.:h 
Gelegenheit haben, zu diesem Problem heute abend 
Stellung zu nehmen. Ich stelle dazu Ihr Einverständ
nis fest. Ich möclJ.te aber bitten, daß die Mitglieder des 
Sozialpolitischen Ausschusses morgen früh pünktlh:h 
um 8 Uhr hier anwesend sind. 

Für die morgige Sitzung des Landtages sclJ.lage ich 
als Beginn 9 Uhr vor. Auch dagegen erhebt sich kein 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. Die Sitzung ist 
geschlossen. 

Ende der Sitzung 19.42 Uhr. 
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